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Die Arbeiten des Parteitags.
i.

Die zweite Gruppe der Anträge betreffen die Organiſation.
Dieſelben find auch nicht zahlreicher wie die
änderun svorſchläge. Von Bedeutung iſt nur der ntrag,
welcher Paſſus in S O geſtrichen wiſſen will, daß, wenn
unter den gewählten Vertretern zum Parteitag ſich keine
Frauen befinden, ſolche in beſonderen Verſammlungen gewählt
werden können. Der angezogene Paſſus giebt im Grunde
den Frauen ein Vorrecht. Da es aber ganz angebracht iſt,
daß auch Frauen auf dem Parteitag ihre ſpeziellen Angelegen
heiten zum Austrag bringen, ſo kann man wohl den S 9
unverändert laſſen. Eine Reihe von Kreiſen beantragen, daß
nur alle zwei Jahre ein Parteitag ſtattfinden ſoll. Die
Anträge ſind offenbar inſpiriert von dem Gedanken, daß mit
S n Parteitagen viel Geld geſpart werden kann.

arfamkeit ift allerdings eine ganz ſchöne Sache. Wie ſie
aber überall vom Uebel iſt, wo ſie nicht angebracht iſt, ſo
auch hier. Die reichhaltigen Tagesordnungen, die die bis
herigen Parteitage nach dem So jaliſtengeſetze aufzuweiſen
hatten, ſind jedenfalls ein deutlicher Beweis für die Not
wendigkeit jährlicher Parteitage. Eine andere Frage wäre es,
wenn ſich der Beratungsſtoff verringern würde. Dann würde
aber auch die Beratungszeit ſich verringern und damit auch
die Koſten des Parteitags. Jm übrigen aber halten wir es
anz am Je daß eine ſo große Partei wie die ſozialbemdtratiſche hre Angelegenheiten jährlich regelt. Der Partei

tag dürfte deshalb wohl anuch, wenigſtens vorläufig noch, den
8 1 unverändert laſſen. Ein anderer Antrag will, daß
der jährliche Parteitag über die Verwendung der Parteigelder
Beſchluß faſſen ſoll, ein weiterer will die Diäten für die
Delegierten zum Parteitag aus den Mitteln der Parteikaſſegeleiſtet wiſſen

Der erſtere Antrag wäre
eiteres abzulehnen, denn wie ſoll zum Voraus

Verwendung der Gelder beſtimmt werden? Auch der zweite
Antrag iſt unpraktiſch, denn rer würde die Parteikaſſe be
trächtlich belaſten, er würde abei den günſtig ſituierten Kreiſen
die Möglichkeit nehmen, für hre Delegierten ſelbſt aufzu
kommen. Ungünſtiger ſituierte ſind bisher ſchon aus Partei
mitteln unterſtützt worden. Von größerer Bedeutung iſt
ein Antrag, welcher das Gehalt des „Vorwärts“ Redakteurs
auf dem Parteitage feſtgeſetzt wiſſen will. Es handelt ſich
hier augenſcheinlich um einen e welcher die Preß
mitteilungen von dem hohen Gehalte Liebknechts verſtummen
machen will. Daß Liebknecht nicht nur mehr bezieht, als ein
Parteibeamter (Vorſtandsmitglied) höchſtensfalls beziehen darf,
ſondern bedeutend mehr, iſt außer aller Frage. Wenn aber
für den Chefredakteur des „Vorwärts“, an den mindeſtens
zehnmal mehr Anforderungen t werden, als an den Chef
redakteur eines bürgerlichen Blattes, 7— 8000 M. bezahlt
werden, ſo iſt das jedenfalls nicht zu hoch gegriffen. Die
jenigen, welche gegenteiliger Meinun an haben eben keine
blaſſe Ahnung von den immenſen Fähigkeiten, die ſpeziell von
dem Chefredakteur des „Vorwärts“ verlangt werden und die
in gar keinem Vergleiche ſteben zu den Änforderungen, die
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Die liberalen Fabrikanten entließen zahlreiche Arbeiter,
welche mit einem Male und ſo ganz unerwartet brotlos ge
worden, mit den noch immer ſeiernden Arbeitern aus der

Fabrik die Straßen der Stadt durchzogen.
zu ſandte man bezahlte und mit Geldern verſehene Agenten

in alle verborgenen Winkelkneipen der Stadt, in welchen man
die unſauberen Elemente der Bevölkerung zum Demonſtratio
nen verführte, die nach und nach immer bedenklichere Formen
andahmen. Ein gleiches Spiel trieb man in den Provinzen
und die Spalten der fortſchrittlichen Blätter füllten ſich mit
Berichten über die allenthalben zu tage tretende tiefe Gährung
im Volke, welche durch das Verfahren des freiheitsfeindlichen
Miniſteriums hervorgerufen worden ſei.

Allerdings ſparte man weder Mühe noch Verſprechungen,
um auch die Führer det demokratiſchen Partei in dieſe Be
wegung hineinzuziehen, aber Lange, Barth und Hanke hatten

i einer zu dieſem Zwecke herbeigeführten Beſprechung ent
ſchieden erklärt, daß ſie das Vorgehen der Regierung in die
ſem Falle als durchaus recht und richtig anſehen müßten, und
daß dieſelbe darin volksfreundlicher geweſen wäre, als die
liberale Majorität der Kammer. Umſonſt ſuchte Raffmaus
ihnen vorzuſtellen und einzureden, daß die Aufhebung der
Schuldhaft zu tief in das geſchäftliche Leben einſchneide, als
daß ſie ſo plötzlich und unveorbereitet könne ausgeführt werden;
umſonſt ſuchte er zu beweiſen, daß das Ganze nur ein Ma-
növer der Regierung geweſen, um durch die Verbindung dieſer
beiden Geſetze beide zum Falle zu bringen die unbefangenen
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an den Redakteur einer ſozialdemokratiſchen Provinzzeitung
geſtellt werden. Denjenigen, welche das Gehalt unſeres be
währten „Vorwärts“. Redakteurs zu hoch finden, würde jeden
falls die Tabelle der Sehälter der Chefredakteure von bürger
lichen Blättern zeigen, daß der Redakteur des „Vorwärts“
der bei weitem ſchlechteſt bezahlte Chefredakteur der Groß
ſtadtpreſſe iſt. Man darf eben nicht vergeſſen, daß der Poſten
eines Chefret akteurs am Vorwärts“ nicht von jedem
re ausgefüllt werden kann, ſondern daß dazu be
ſondere Kräfte gehören, und die müſſen auch beſonders hono
riert werden. Es mag für den gewöhnlichen Arbeiter ein
drückendes Gefühl ſein, zu ſehen, daß ſein Arbeitslohn in
ſolchem Mißverhältnis ſteht zu dem unſeres „Vorwätts“
Chefredakteurs. Sucht denn aber nicht jeder Arbeiter ſeinen
Arbeitslohn den Verhältniſſen entſprechend zu erhöhen und
iſt es nicht eine ausgemachte Sache, daß der heutige Ärbeiter,
um menſchenwürdig leben zu können, ein mindeſtens dreimal
höheres Einkommen haben müßte, als es der Arbeiter heute
im Durchſchnitt hat. Soll nun aber deshalb, weil der Ar
beiter heute ſo miſerabel bezahlt wird, auch unſer Chefredak
teur einen ſolchen Hungerlohn beziehen. Wir geben uns der
Hoffnung hin, daß der Parteitag das Rechte finden wird.

Zu dieſem Kapitel gehört auch der folgende Antrag des
Genoſſen Martini (Rubrik „Preſſe“): „Für die der
im Dienſte der Partei thätigen Arbeiter (Redakteure 2c.)
eintretender Beſchäftigungsloſigkeit eine vom Parteitag feſt
züſetzende Geldunterſtützung in Verbindung mit einem zen
tcaliſierten Arbeitsnachweis beim Parteiſekretariat einzurichten
und die näheren Beſtimmungen hierzu durch eine Kommiſſion
ausarbeiten zu laſſen.“ Genoſſe Martini hat. allem Anſchein
näch trübe Erfahrungen gemacht, wie ſo mancher andere Rebak

teur (man kann wohl annehmen, daß der Antrag zunächſt
ein Schutz der bei der Preſſe Angeſtellten und War der
Redakteure rinvern uns nur desder nöſſen Kunert das ſicherli
gerade genoſſenſchaftlich genannt werden kann. Die Gefäng
nisſtrafen der Redakteure ſetzen dieſelben ſehr häufig plötzlich
„außer Kurs“ und nicht immer wird dann gegen ſie ſo ver
fahren, wie es ſich gehört. Wir könnten in dieſer Beziehung
manches Beiſpiel vorbringen. Der Antrag hat alſo etwas
für ſich. Ob aber der Parteitag darauf eingehen kann, iſt
mehr als fraglich, denn im Grunde könnte auch mancher
andere, der nicht direkt im Dienſte der Partei ſteht, ähnliche
Anſprüche ſtellen und das dürfte jedenfalls zu weit führen.
Es wird Sache derjenigen, welche in einem feſten Verhältnis
zitt Partei ſtehen, ſein, Rechte und Pflichten in beſonderen Ver
trägen feſtzuſtellen und ſich ſo vor Unbilden zu ſchützen.Wenn die Parteigenoſſen an einem Platze einmal nicht in der

Lage ſind, ihren eingegangenen Verbindlichkeiten nachzukommen,
dann wird ſich der Parteivorſtand in den meiſten Fällen
nicht weigern, Zuſchüſſe zu leiſten.

Unter den die betreffenden Anträgen, iſt auch
noch einer, welcher das Maximalgehalt aller angeſtelltenBeamten auf 2500 M. feſtgeſetzt wiſſen will. Dur ſolche

Anträge würde nur erreicht, daß man ſchließlich an den rich
tigen Plätzen nicht die richtigen Leute hat. Uebrigens betrug

an

ſein ſoll), wir erinnern n Wand

223. Jahu.
für die Mitglieder des Parteivorſtandes das Moximal ehalt
3000 M. der Antrag würde alſo das bisher geltende Höchſtgehalt bedeutend reduzieren. Bemerkt mag hier nochmals

wwerden, daß mehrere Vorſtandsmitglieder ſtets ouf jedes Ge
halt verzichtet haben.

Folitiſche Rundſchan.
Da darf man geſpannt ſein! Heute wird Herr Dr.

Hans Blum in Leipzig einen Vortrag über die wie
das „Leipz. Tagebl.“ berichtet vielbeſprochene, von der
Sozialdemokratie zu den gröbſten Schwähungen gegen den
Fürſten Bismarck ausgenüßte Emſer Depeſchen- An
W t halten. Der ohnehin berühmte Hans Blum,

er mit ſeinen „Lügen der Sozialdemokratie gezeigt hat
wie durch die bekannte San e Gerichtsverhandlung er
wieſen daß er das Lügen verſteht, will ſich nun wahr
ſcheinlich wieder einmal unſterblich blamieren, indem er nach
weiſt, daß Moltke gelogen hat, als er dem Ex Kanzler
ſagte: „Erſt war es eine Chamade, nuniſtes eine

anfare.“ Damit würde Herr Blum aber gleichzeitig den
en Bismarck zum Lügner ſtempeln, denn dieſer hat doch

die Geſchichte erſt erzählt. Wie geſagt, man darf geſpannt
ſein, was Herr Blum rausſtecken wird. Natürlich werden
wir darüber getreulich berichten.

Die Monarchie in Preußen iſt gefährdet, denn c
ihrer Stützen, Herr Adolf Stöcker, hat ſich von ihr
Chet Jn der v Verſammlung ſeiner „Chriſtlich

ozialen erklärte Herr Stöcker wörtlich: „Der König wollte
unſere Arbeit nicht und verlangte von mir, daß ich mich von
der Berliner Bewegung zurückziehen oder mein gaßive Amt
aufgeben ſolle. Jch wählte das letztere; denn vloß gegen die

e ig ehe Vier ne rig ch wirken
n ir können nicht monarch wennder König es nicht will. Vor wenigen S ſandte der

König ein Telegramm an Zelle, des Jnhalts, daß die Stadt
Berlin einen beſſeren z nicht haben könne.
(Gewegung.) Jch nehme das Wort mit Ehrerbietung hin.
Aber unter dieſen Umſtänden kann man doch
keine monarchiſche Agitation treiben. Wenn der
König einen der Kirche fortſchrittlichen Mann für
den beſten, geeignetſten erklärt, dann wird jeder ſagen müſſen,
daß wir unter dieſen Umſtänden keine monarchiſche Agitation
treiben können.

Na, na, Herr Stöcker! Sie werden doch nun nicht etwa
gegen die Monarchie agitieren

Die Wirkung der Militärvorlage auf die Wählerilluſtriert eine Mitteilung der a e e die Kon
ſervativen im Wehlkreſe Stuhm-Matienwerder nur

deshalb dem freikonſervativen Kandidaten Weſſel einen eigenen
in der Perſon des Majors a. D. v. Dieskau gegenübergeſtellt

ben, weil Herr Weſſel ſich weigerte, auf Grund de
ehaltung der drei jährigen Dienſtzeit eine beſtimmte Er

klärurg gegen die Militärvorlage abzugeben.
—J—Führer der Demokratie erklärten kurz und bündig, daß die

Aufhebung der Schuldhaft eine durchaus volksfreundliche und
moraliſche Maßtegel ſei, auf welche hin ſie unmöglich die
Oppoſition gegen die Regierung verſtärken dürften. Und als
nun Raffmaus das Aeußerſte wagte und im Namen der
Partei verſprach daß ſie ſich zum Prinzip der Aufhebung
aller und jeder Schuldhaft bekennen wollte, erklärte Lange
dennoch feſt und entſchieden: die Regierung habe in dieſem
n auf Seiten des Volkes geſtanden, während die liberale

ammermajorität den entgegengeſetzten Standpunkt einge
nommen habe. Die einfachſte Ehrlichkeit und Rückſichten des
Anſtandes müßten deshalb die Demokratie veranlaſſen, wenig
ſtens nicht feindlich in einem ſolchen Falle gegen die Regie
rung aufzutreten. Die Sache ſtünde allerdings nicht ſo, daß
ſie mit den Konſervativen ein Bündnis eingehen könnten, aber
ſie würden den Umſtänden gemäß in die Wahlkämpfe ſelbſt
un eingreifen, um L ihrer Partei in die Kammer
zu bringen.

Das war es nun freilich nicht, was Raffmaus wollte, er
beſchloß deshalb, dieſe Demokraten beiſeite zu laſſen, und im
Verein e ſeinen Leuten allein die energiſchſten Anſtrengungen

zu machen.
Jn dieſer Zeit kam nun Jnſpektor Zahler verſtört zu

ihm e und vertraute ihm, daß er in dieſen Tagen
eine Reviſion zu erwarten habe, bei der es ſich herausſte
würde, daß bei ihm ein Defizit von 3000 bis 4000 Thalern
vorhanden.

Inſpektor Zahler war, als Vorſtand des Arbeiterbildungs
vereins, in dieſer Zeit eine unentbehrliche Perſon. Deshalb
lächelte Dr. Raffmaus ſehr ruhig ob der Angſt des verſtörten
Mannes und meinte:

„Wie können Sie nur, als ſo ein geſcheidter Mann, den
Kopf bei ſolchen Gelegenheiten und um ſolcher Bagatellen
willen verlieren, lieber Jnſpektor

„Aber 7 komme doch aufs Zuchthaus und außerdem um
Amt und Brot, wenn das Defizit entdeckt wird,“ jammerte
der Verzweifelnde.

„Sie ſind ein Haſenfuß, Herr Zahler, und wiſſen ſich
auch gar nicht zu helfen. Sie haben vier hübſche Töchter,

reiche rer haben, darunter den Weinhändler
Tieftrunk, den Möbelfabrikanten Rollfuß, den Kaufmann
Rollmann, und ſelbſt den Herrn Staatsanwalt. Warum

„Jch habe es ja n, ich habe ja alles verſucht. Aber
Rollmann befindet ſich in Haft, Rollfuß hat mich n
abgewieſen und mir noch Vorwürfe wegen meines Leichtſi
emacht. Und als ich zu Tieftrunk kam, ſagte er mir, ie e 300 Thaler für Wein ſchuldig, die wolle er mir

und mir auch ein Fäßchen neuen ſchicken, aber im
übrigen möchte ich ihn mit meinen Kaſſenangelegenheiten un
behelligt laſſen.

„Nun, und der Staatsanwalt
„Aber, Herr Doktor, ich werde doch nicht in die Höhle des

Löwen gehen

„Armer Jnſpektor, Sie ſtecken tiefer, als ich es von einem
Manne Jhrer Bildung und Welterfahrung erwartet hätte, in
den Vorurteilen des großen Haufens. Der Staatsanwalt,

mein z Se n ſih P a S. n er diean aatsgewalt hinter t. men iLahſcn aus dem Löwen wird das en känngte

ich habe das Vertrauen nicht mehr, mir iſt der Mut
ganz und gar ausgegangen.“

„So, ſo nun ſehen Sie, Herr Hape wenn dieſe Herren

in den Kopf zu fioßen, das

S
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Mit der Militärvorlage in Verbindung gebracht wird auch
die erfolgte Ausweiſung des Berichterſtatters des „New
York Herald“ aus Berlin. Die feindliche Stellungnahme
des genannten Blattes gegen die Vorlage wird auf den Ber
liner Berichterſtatter jener Zeitung, einen Herrn Melzer,
zurückgeführt. Dadurch ſo er ſich läſtig gemacht haben
und deshalb die Ausweiſung. an ſollte meinen, daß es
die Regierung garnicht intereſſieren könne, was ein ameri
kaniſches Blatt über die Militärvorlage bringt. Aber freilich,
wir verſtehen ja ſo 'was nicht, we.l wir den Wert des
Militarismus garnicht richtig ſchätzen können.

Nach einer Meldung aus Berlin ſollen künftighin ſämt
liche deutſche Botſchafterpoſten nur noch mit
Generälen oder ſonſtigen höheren Militärs beſetzt
werden! Das entſpricht ſo recht dem ganzen Weſen, das
im „neuen Kurs“ ſich kundgiebt. Der Reichskanzler ein
General, die Botſchafter Generäle, ſämtliche beſſere Eiſenbahn
beamtenſtellen und eine Menge Stellen in der Zivilverwaltung
mit penſionierten Offizieren, die Subalternbeamten und Be
dienſtetenpoſten mit Militäranwärtern beſetzt: wozu braucht

man da noch das t gemeine Zivil“ Doch ja, zu
etwas iſt der „Hiviliſt“, welchen Titel man im herrlichen
Kriegsheer ſchon als Hundenamen benützt, doch nütze: die
ganze „illuſtre“ Geſellſchaft zu ernähren.

Die Technik des Menſchenmordes lohnt ſich. Es
zahlten an Dividenden für die letzten drei Geſchäftsjahre:

1889 1890 1891/92
Gruſon (Panzertürme, Lafetten) 5 Proz. 10 Proz. 10 Proz.
Ludw. Söwe (Flinten) 18 18 18
Schwartzkopf (Torpedos). 16 16 18
Stettiner Vulkan (Schiffe) Aktien d 8 9

Stamm Prioritäts- Aktien s 8 9
Je mehr die Völker ſich durch Kriegsrüſtungen zu grun

richten, umſomehr verdienen die Kapitaliſten, welche Mord
werkzeuge herſtellen laſſen.

Ein Geiſtlicher als „armer Reiſender“. Dem frommen
„Reichsboten“ wird darüber aus Oldenburg geſchrieben

„Wie ungünſtig Entdeckungsreiſen eines Göhre und
Wangemann wirken, zeigt folgende Thatſache Vor etwa acht
Tagen hielt hier der ſoziale Agitator Grillenberger einen
Vortrag. Bei der Debatte meldete ſich ein eben zugereiſter
„Glasbläſer“ Wangemann zum Worte, das ihm auch ge
geben ward. Er ſprach ſehr geſchickt und nicht ohne einen
gewiſſen Erfolg. Nun aber ſtellt ſich heraus, daß dieſer
„Glasbläſer“ niemand anders als der verkappte Kandidat
der Theologie Wangemann geweſen iſt, und die ſofort von
Grillenberger ausgeſpochene Behauptung, ſein Gegner ſei gar
kein Arbeiter, ſondern ein Simulant, wird beſtätigt. Natür-
lich iſt die Erbitterung der hieſigen Arbeiter ſehr groß, und
Wangemann hat der guten Sache durch ſeine Unwahrheiten

ſo muß man ſein Auftreten doch wohl nennen den
denkbar ſchlechteſten Dienſt geleiſtet: jeder Arbeiter, der ferner
hin hier wagen ſollte, die Lehren eires Agitators zu be
ſtreiten, wird ein Betrüger, ein von den „Schlotjunkern“
geſchickter Spion genannt werden.“

Dazu bemerkt der „Reichsbote“ tiefgekränkt:
„Wir können es nur bedauern, daß das Odium wieder

auf die Kirche und das Chriſtentum fällt, weil es Kandi-
daten der Theologie ſind, welche ſich zu ſolchen unnützen und
nach allen Seiten hin bedenklichen Experimenten hergeben.
Was die jungen Herren erforſchen können, weiß man längſt;
jeder Geiſtliche, der ſich um ſeine Gemeinde, insbeſondere um
die Armen und die Arbeiter kümmert, kennt die Leute beſſer,
als ſie ein ſolcher verkappter Kandidat der Theologie wäh-
rend ein paar Wochen in der Werkftatt und Kneipe kennen
lernen kann. Wir halten es für geradezu geboten, daß die
Kirchenbehörde den Kandidaten ſolche Simulierungsreiſen ver
bietet, widrigenfalls ſie auf keine Anſtellung im Kirchendienſt
rechnen können die Kirche darf auf ihre Geiſtlichen nicht
den Schatten des Simulantentums fallen laſſen. Dazu iſt
das geiſtliche Amt zu heilig!“

Zur Dynamitexploſion in Paris. Zahlreiche Haus
uchungen haben in Paris aus Anlaß des Dynamit

Aitentats in dieſer Nacht, jedoch ohne Reſultat, ſtatt

r vvv-Partei im Staate. Verſtehen Sie, was das heißen will,
Herr Zahler Das muß Sie retten. Jch werde jenen Herren
daher eine Aufforderung zukommen laſſen, Jhnen das Geld
zu borgen, bis die Reviſion vorüber iſt.“

„Sie geben mir das Leben wieder, Herr Doktor, und ich
werde ewig Jhr Schuldner bleiben. Aber wenn nun dieſe
Aufforderung doch nichts helfen ſollte

„Dann bin ich noch da als der Führer der liberalen Partei,
verſtehen Sie, Herr Zahler Und ſo lange ich noch der Führer
bin, werde ich dafür ſorgen, daß ein pflichteifriges Mitglied
keinen Schaden nimmt.

„Wenn mir nur die Sache nicht urplötzlich über den Hals
kommt, ich kann ſchon ſeit einigen Nächten nicht mehr ruhig
ſchlafen es lähmt mir ordentlich den Geiſt.“

„Das darf jetzt durchaus nicht der Fall ſein, wo wir Jhrer
Thätigkeit ſo dringend bedürfen. Jch begreife garnicht, wie
Sie in ſolchen Sachen ſo kindlich ſein können. mit Jhnen
die Sache über den Hals, ſo ſagen Sie, wenn Jhre Kaſſe
das Defizit aufweiſt, Sie hätten dieſe Summe bei Dr. Raff-
maus niedergelegt, um Zinſen dafür zu bekommen, und dann
ſollen die Leute nur zu mir kommen, ich will ihren ſchon
Beſcheid ſagen. Jn kürzeſter Zeit bin ich übrigens Miniſter,
und dann wird der Ausgleich ſchon gefunden werden. Aber
ich erwarte nun auch von Jhnen eine außerordentliche Thätig
c Fe werden es hoffentlich in dieſen Tagen nicht fehlen
aſſen

„Sie kennen mich, Herr Doktor, einmal dieſer Sorge ledig,
werde ich Wunderdinge verrichten.“

Das Geſpräch wurde hier durch den Eintritt von Dr. Ben
jamin unterbrochen, der ziemlich erregt ausſah und nach flüch-
tiger Begrüßung des Jnſpektors ſich ſogleich an Raffmaus
mit den Worten wandte:

„Dr. Raffwaus, Sie wiſſen, wie wir früher geſtanden und
unter welchen Verhältniſſen wir wieder zuſammengekommen,
Sie ſtehen am Vorabende Jhrer Größe und können jetzt durch
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gefunden, nachdem vorher der Unterſuchungsrichter Athalin in
mehrſtündiger Konferenz mit dem rin en und dem
Staats anwalt Beaurepaire, ſowie den Chefs des politiſchen
Sicherheitsdienſtes geſtern abend mehrere Verhaſtsbeſehle er
laſſen hatte. Die Polizei behauptet, die Schuld der vor dem
Verwaltun ebäude der Geſellſchaft von Carmavx ſchen
ärmlich gekleideten Frau ſei nachgewieſen. Wo iſt aber dieieſen.
ärmlich gekleidete Frau Ein denunzierter holländiſcher
Graveur Trefond wurde nach bei ihm vorgenommener reſul
tatloſer Hausſuchung freigelaſſen.

Eine Arbeiterkundgebung in der Schweiz. Die
„Frankf. Zig. berichtet:

Heute (am 18, November) fand in Bern eine große öffentliche Ar
beiterkundgebung zu gunſten des ſtadtberniſchen privaten Arbeiterekretärs Dr. med. Weſten ſtatt, zu der die Arbeiter zahlreich zu
ierre und ihrem Unwillen gegen die von einigen hundert Gewer

treibenden wider den verhaßten Vertrauensmann der Arbeiterſchaft
in Szene geſetzte z durch Reden und Demonſtrationen kräftig
Ausdruck gaben. Dr. Waſſiliew iſt bekanntlich Sekretär der organi-
ſierten Arbeiter der Stadt Bern, die ihn jährlich mit 1006 Franksbeſolden. Die Aufgaben des An eſtellten ſind durch Reglements genau
beſtimmt er P jeweils nach Vorſchrift und vollſtändig im Auf
trag der Arbeiter- Union Seine Thätigkeit beſteht in der Organiſa-
tion aller Berufe, in der Aufdeckung beſtehender Uebelßände, in der
Agitation und Verbreitung ſozialdemokra r en, er vertritt die
Arbeiterſchaft gewerkſchaftlich bei Arbeitsſperre, för ihre
leitet ihre Klaſſenkämpfe er iſt ihr Schirm und Schutz. eſe Auf
gaben erfüllt Waſſiliew mit beiſpielsloſer Gewiſſenhaftigkeit und ſkru
ulöſem Pflichtgefühl, deſſen Anerkennung er nicht in dem gering-
äügigen Honorar, ſondern in der aufrichtigen Liebe und geren

der Senoſſen findet. Er verſchenkt wi mehr als 1000 Fr. jährli
an hilfsbedürftige Familien, dazu leiſtet er ihnen vnentgeltlich ärztliche Dienſte. Seine finanziellen Mittel erlanben ihm dieſe

keit in hohem Grade; Waſſiliew iſt ſelbſtändig, von ſeiner amilie in
St. Petersburg unabhängig und verfügt über ein großes Vermögen.Vor drei Jahren wurde er Bürger von Muri bei Bern und zwar
geſtützt auf die Empfehlungen, welche Nationalrat Steiger und Oberſt
Feiß in Bern ihm gaben. Bis 1889 war Waſſiliew ein ſtiller Mann,
er ſtudierte fleißig in Zürich und Bern, lebte eingezogen und hielt
ſich in letzterer Stadt von der ruſſiſchen Kolonie meiſt fern, um die
Naturaliſation zu erleichtern er verkehrte in den beſten berniſchen
Geſellſchaftsklaſſen und ward überall gern geſehen. Von ſchmächtiger
Statur und ſchwächlicher Konſtitution ſcheint der noch junge Mann
dem Troß der Gegner nicht gewachſen zu ſein, die ihn jetzt verfolgen,
trotzdem er perſönlich eine wahre Engelnatur und in keinemFaüe fähig ſein ſoll, in der ihm zu eſchuebenen Weiſe bösartig

zu ſein. Der geradezu unerhörte Vorgang in Bern iſt ein
bedauerliches Symptom der wilden Verbitterung, die in die Kreiſe
der bürgerlichen und ſozialiſtiſchen Bevölkerung der Bundesſtadt ein
ezogen iſt und der Umſtand, daß heute alle großen Arbeiterorganiſokenen der Schweiz den Bernern ihre Sympathien und Solidarität

telegraphiſch übermittelt haben, beweiſt, daß dieſe Vorgänge weitere
Kreiſe ziehen und in anderen Städten durch Schaffung lokaler privater
Arbeiterſekretariate praktiſcy Nachahmung finden werden.

Jn Homeſtead (Nordamerika) iſt es wieder zu Unruhen
ekommen. Streikende Arbeiter ſollen die arbeitenden ſchwarzenUrbeiter mit Schußwaffen angegriffen haben, mehrere Ar-

beiter ſollen ſchwer verwundet worden ſein. Die bürgerliche
Preſſe wälzt die ganze Schuld auf die ſtreikenden Arbeiter.
Wir wollen erſt nähere Nachrichten abwarten.

Bei der Landtagserſatzwahl in Lemgo (Lippe
Detmold) hat zwiſchen dem kürzlich von der deutſchfreiſinnigen
Partei zur Sozialdemokratie übergetretenen Gen. Schnitger
und dem freiſinnigen Wagner Stichwahl ſtattzufinden.

Leipzig, 14. November. Der erſte Strafſenat des Reichs
gerichts verwarf heute die Reviſionen der unverehelichten
Joſephine Klotz, des Kaufmanns Henſel und des Ober-
telegraphiſten Müngersdorf, ſämtlich in Frankfurt, welche
vom Landgerichte Frankfurt a. M. am 5. Auguſt d. J. in
dem Prozeſſe gegen den MillionendefraudantenJäger als Milchaldige verurteilt worden ſind.

Berlin, 15. November. Jn der morgenden Generalver
ſammlung des Vereins Berliner Preſſe“ kommt ein
Antrag zur Beratung, worin die Vereine aufgefordert werden,
durch eine motivierte Eingabe an die Juſtizwiniſter der ſämt
lichen Bundesſtaaten dahin zu wirken, daß für politiſche
und Preßvergehen Beſtrafte von andern Straf-
gefangenen getrennt werden und die Erlaubnis zur
Selbſtbeköſtigung grundſätzlich eingeführt wird.

Jn Altona hat die Polizei drei Anarchiſten wegenVerbreitung verbotener Druchchiiſten verhaftet.

Aus Hirſch berg i. Schl. meldet ein Drahtbericht:
Der katholiſche Pfarrer Thiel aus Trautliebersdorf wurde

„B s dem M ätst 4 ne ſage Anſchuldigung verhaftet.

Sozialdemokratiſcher Varteitag.
(Originalbericht.)

Berlin, d. 14. November 1892.

g. abend um ſieben Uhr der ſozialdemokratiſche

ufang genommen.

ei Gerechtigkeit.T ige aller Länder vereinigt Euch trägt.“ Zu e Seiten ſehen die

ebensgroßen Porträts von Marx und Laſſalle auf die Verſammlunherab. Jn der Mitte vor der großen Fla J eht r u Soaa
g

Vordergrunde der Bühne ſind rechts und links kleinere Marmorbüſten
von Marx und Laſſalle ren Die Tribünen ſind natürlich über
füllt von Berliner Parteigenoſſen, da der Saal ſür die Zahl der
Delegierten mehr als ausreicht, iſt auch unten im Saale ein Teil der
Plätze für die Zuhörer reſerviert.

Die Delegierten ſind ziemlich zahlreich aus allen Gauen Deutſch
lands eingetroffen, wenn auch viele heute noch fehlen und erſt morgen
eintreffen werden Die Abgeordneten der Partei ſind ziemlich voll
gbs erſchienen, es fehlt Grillenberger-Nürnberg, auch Vollmar
ſt noch nicht da, kommt aber morgen, dagegen ſind heute ſchon da

Molkenbuhr, Metzger- Hamburg, Wurm und
annover, Schulz Königsberg und natürlich in eorpore die Berliner

Parteileitung mit Singer, Liebknecht, Bebel und Auer an der
Spitze. Weibliche Delegierte ſind nur ſehr vereinzelt zu ſehen, drei
oder vier, faſt alle Berlinerinnen. Auch Delegierte außerhalb Deutſch
lands ſind diesmal weniger ſtark vertreten. Anweſend iſt als Ver
treter der holländiſchen Sozialiſten Van Kol-Amſterdam. Doktor
Adler Wien iſt ebenfalls anweſend. Die s der Delegierten beträgt
etwa 250. Eine Korona von etwa dreißig Berichterſtattern in und
ausländiſcher (franzöſiſcher, öſterreichiſcher, italieniſcher und belgiſcher)
Blätter wohnen den Verhandlungen bei.

Die ren e heute abend eröffnete namens des
Vorfſtandes der ſozialdemokratiſchen Partei ReichstagsAbg. Singer
indem er die aus allen Gegenden Deutſchlands erſchienenen Delegierten
bewillkeommnet. Er erinnert an den erſten deutſchen Arbeitertag in
Berlin, ſeit welchem jetzt gerade 25 Lhr; vergangen ſeien und bei dem
es ſich gegenüber der heutigen Stärke der Partei um recht be
ſcheidene Verhältniſſe handelte, u die Einnahme und Ausgabe
des Allgemeinen deutſchen Arbeiter ins mit ſeinen paar hundert
Mitgliedern, der damals in Berlin ſeine Generalverſammlung abhielt,
im ganzen nur einige hundert Mark Singer gedenkt ferner der
Verzögerung des Parteitags durch die Cholera, die leider auch eine
Anzahl braver Genoſſen in Hamburg nachdem ſie in opferwilligſter
Weiſe bei der Bekämpfung der Seuche mitgewirkt dahingerafft habe.
al Verſammlung erhebt ſich zu Ehren der an der Cholera geſtorbenen

arteigenoſſen von den Sitzen.) Dieſer Parteitag habe ein reiches
Arbeitspenſum vor ſich; wenn die Meinungen walp auseinander
eben würder, ſo könne man doch überzeugt ſein, daß jeder ſich von
em Grundſatze leiten laſſen werde, das Woyl der Partei ſei das

a Geſetz! Jn dieſem Sinne werde der Parteitag unzweifelhaft
eine Verhandlungen führen. Redner ſchloß mit einem enthuſi

aſtiſch aufgenommenen Hoch auf die deutſche und die internationale
Sozialdemokratie und das Proletariat aller Länder.

Zu Vorſitzenden wählte der Parteitag per Akklamation: Singer-
Berlin und Gottlieb-Bremen. Es werden dann als Schriftführer
rer Emmel- St. Johann, Geiger-Stuttgart, Gradnauer

resden, Löwenſtein-Nürnberg, HochFrankfurt, Schmidt-
Berlin, Feldmann-Langenbielau, Hülle-Erfurt.

Der Parteitag hat ſich ſomit konſtituiert. Singer verlieſt dann
die vom Parteivorſtande ausgearbeitete Geſchäftsordnung, welche Pr.
Aenderung angenommen wird. Es wird dann über den Entwurf der
Tagesordnung diskutiert und verſchiedene Aenderungen werden vor
enommen. Eine längere Debatte entſpinnt ſich über den von FrohmeLamburg geſtellten Antrag einer Beſprechung der Frage „Meineid

und Sozialdemokratie“. Frohme empfiehlt ſeinen Antrag, zieht ihn
aber zurück, nachdem Grünwald Hamburg und Bebel ſich dagegen
erklärt haben. Die Frage ſei nicht ſo wichtig, um mit grobem Ge
ſchütz dagegen anzufahren. Die Sache könne nebenbei bei Beſprechung
des Berichts des Parteivorſtandes, in welchem ſie ja auch geſtreift ſei,
erledigt werden. Der Antrag Solingen: „Stellung der Partei zum
Staatsſozialismus“ kommt auf Beſchluß des Parteitages auf die
Tagesordnung Liebknecht wird zum Referenten ernannt und da
in der Hauptſache der Fall Vollmar dabei zur Sprache gebracht
werden ſoll, wird zugleich beſchloſſen, Gen. Vollmar die gleiche Rede
z t Gen. Liebknecht zu gewähren. Die Tagesordnung lautet
alſo jetzt

l. i bricht des Partei Vorſtandes. Bericherſtatter Richard
erBericht der Kontrolleure durch Auguſt Kaden.

eiſter

Legien- Hamburg,

Fraktion. Referent Paul Singer.
Anträge zur Organiſation.
Die Maifeier 1894. Berichterſtatter Albin Geriſch.
Die Stellung der Partei zum Staatsſozialismus. Berichterſtatter
W. Liebknecht.
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meine Mitwirkung um einen bedeutenden Schritt weiter kommen.
Darf ich mich denn auch jederzeit von Jhnen einer loyalen
Berückſichtigung gewärtig halten

„Sie wiſſen, Dr. Benjamin, was ich Jhnen verſprochen;
und ich werde es halten, denn ich ſehe nicht ein, warum ich
mir in Jhnen einen einflußreichen Gegner ſchaffen ſollte. Alſo
rücken Sie heraus mit Jhrem Anliegen, denn ich merke, daß
Sie etwas Wichtiges auf der Zunge haben.

„Das habe ich allerdings, und zwar nichts weniger als
ein unfehlbares Mittel, jenen halsſtarrigen Demokraten zum
Trotz einen großen, ja den größten Teil der Arbeiter auf
unſere Seite zu ziehen.

„Das wäre nun allerdings eine unſchätzbare Jdee, die nicht
mit Gold zu bezahlen wäre. Wie haben Sie ſich denn die
Sache gedacht

„Ganz einfach. Die Lage unſerer Arbeiter iſt eine ſolche,
daß ſie nur noch in der Staatshilfe Rettung und Heil ſuchen.
Wenn wir ihnen nun verſprechen, daß wir, ſobald wir am
Ruder ſind, Volkswerkſtätten durch Mittel des Staates er
richten wollen, in denen jeder Arbeiter dauernde Verſorgung
und ausreichenden Lohn erhält, werden wir ſie da nicht in
Maſſen auf unſere Seite ziehen

„Ganz wohl, aber die Sache iſt auf die Dauer nicht durch
führbar!“
„Sie iſt auf die Dauer nicht durchführbar, darüber denke
ich genau ſo wie Sie. Aber was thut das Vor der Hand
gewinnen wir die Maſſe doch damit, behalten Sie einſtweilen
für unſere Jntereſſen feſt, und wenn es ſich ſchließlich her
ausſtellt, daß die Sache nicht haltbar iſt, werden dieſe Ar
beiter es ſelber auch einſehen, und die Jdee der Staatshilfe,
dieſe mächtige Waffe in der Hand unſerer Gegner und ihr
Haupt Agitation smittel, iſt lächerlich gemacht. Hm, was ſagen
Sie dazu

„Es iſt dasſelbe Mittel, welches unſere Freunde in Paris
ſchon 1848 mit großem Erfolge angewendet haben, und es

wird auch hier ſeine Wirkung nicht verfehlen. Sie ſind
wirklich ein unſchätzbares Kleinod, Dr. Benjamin, Sie müſſen
Handelsminiſter werden. Inſpektor Zahler, haben Sie ver
ſtanden

„Jch habe vollſtändig begriffen und verſpreche mir die beſten
Wirkungen von dieſem Manöver.“

„Nun, dann legen Sie ſich ins Zeng und überlaſſen
W Jhre ſonſtigen Angelegenheiten getroſt unſerer Für
orge.“

Das teufliſche Mittel, die argloſen Arbeiterherzen durch
ſcheinbares Eingehen auf ihre Wünſche zu gewinnen, verfehlte
auch in der That ſeine Wirkung nicht. Volkswerkſtätten,
vom Staate gegründet, mußten das Radikalmittel gegen das
Ausſaugungs und Aushungerungs Syſtem der Fabrikanten
ſein. Die vielen unfreiwillig feiernden Arbeiter konnten ſich
gar kein beſſeres Mittel denken und ſchrieben es ſofort auf
ihre Fahnen.

Lange, Frank und Hanke ſahen alsbald das Gewitter
heraufziehen, welches den Himmel einer beſſeren Zukunft zu
umwölken drohte. Sie beeilten ſich, das Volksblatt mit be
lehrenden Artikeln zu verſehen, in welchem ſie dringend vor
dieſem Jrrwege warnten. „Sollte es denn wirklich Arbeiter
geben,“ hieß es da, „die ſo blödſichtig wären, um nicht zu
erkennen, daß dieſe Arbeitswerkſtätten, welche die Liberalen
mit Staatshilfe herſtellen u wollen verſprachen, nichts weiter
ſind, als ein Köder, den ſie den Arbeitern hinwerfen, um
ihre Stimmen zu fiſchen Rekrutieren ſich unſere liberalen
Parteien nicht zum großen Teile aus unſerm Fabrikantentum?
Glaubt man, daß ſie die Staatswerkſtätten nach einem beſſeren
Syſtem einrichten werden, als ſie ihre eigenen Fabriken ein
gerichtet haben Glaubt man, ſie werden durch Staatswerk-
ſtätten ihre eigenen Fabriken ruinieren wollen, indem ſie in
jenen das Ausbeutungsſyſtem aufgeben

(Fortſetzung folgt.)

Bericht über die parlamentariſche Thätigkeit der Reichstags
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Rester und Roben aW veit unter Herst ungspreis v zum Verkauf ausgelegt.

7. Der W Arbeiterkongreß in Zürich. Berichterſtatter
er d. ald.8. Das Genoſſenſchaſtsweſen, der Boykott und die Kontr37* ſang r 8 e Kontromſ ha

9. und ihre Folge: der allgemei d.Referent W. Liebknecht. hre golz allgemeine Notſtan

10. r emns und die Sozialdemokratie. Referent Auguſt
ebel.

11. Lage verſchiedener Anträge aus den Kreiſen der Partei
enoſſen.

12. Wahl der Parteileitung und Beſtimmung des Ortes, wo ſie
ihren Sitz zu nehmen hat.

Es m x noch die Wahl der Mandat Prüfungs Kommiſſion.
Gen. Singer teilt mit, daß Mittwoch abend ein großer Kommers,

Donnerstag nachmittag keine Sitzung und Freitag eventuell eine
Abendſitzung ſtattfinden wird.

Die Sitzungen werden täglich vormittag von 9--1 Uhr und nach
mittag von 3--7 Uhr ſtatthaben.

Aus Stadt und and.
erten s von allen enswerten Bcaen ſs de t Bnelnngen dung auf des Fetagnts Bord cſanete rv.

e ſoränten und ſind gern ebbug, etwa entſtehende Koſten zu erſetzen.

Kalle, 15. November.
Stadtverordneten-Sitzung vom 14. Nov. Der Vor

ſitzende, Stadtv. Vorſteher Gneiſt teilt den Eingang einer
Petition der Frau Math. Reupſch mit, in welcher dieſe einen
für ſie nicht nutzbaren Teil ihres Grundſtückes der Stadt
zur Abnahme anbietet. Die Angelegenheit wird der Petitions
kommiſſion überwieſen. Es folgt die Verleſung eines Schreibens
des Stadtrats Fubel, welcher darin ſeinen Entſchluß mit
teilt, aus dem Magiſtratskollegium auszuſcheiden, um jüngeren
Kräften Platz zu machen. Hierauf wird in die T. O. ein

etreten.S In der Petition des Gemeindekirchenrats zu St. Moritz
wird der Stadt der ſeit 1529 nicht mehr verwendete ehe
malige Begräbnisplatz der Gemeinde, welcher ſich nördlich
und öſtlich der Kirche befand, und ſeit largen Zeiten zum
Teil bereits als Fahrſtraße in allgemeine Verwendung ge
nommen iſt, für den Kaufpreis von 10000 M. angeboten.
Dieſe Forderung, ſowie dabei geſtellte beſondere Sinne
wurden vom Magiſtrat wie auch von der Petitionskommiſſion
für unannehmbar erklärt; da aber zum Zwecke der Durch
führung der Dreyhauptſtraße die Erwerbung des Platzes für
notwendig erachtet wurde, empfiehlt die Petitionskommiſſion
dem Magiſtrat die Petition behufs Abſchließung eines billigen
Vergleichs. Die Verſammlung ſtimmt dieſem Vorſchlage zu.
Ref. Stadtv. Schütte.

2. fällt aus.
3. Die Petition des Droſchkenführer Vereins um Einführung

eines Zeit-Tarifs wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
überwieſen und eine Reviſion des aus dem Jahre 1881
ſtammenden jetzigen Tarifs für geboten erachtet. Ref. Stadtv.

Richter.
4. Die Kommiſſionszimmer auf dem Schlacht und Vieh

hof werden für die jährlichen Mietspreiſe von 205 und 195
Mark an die Viehhändler i hier und C. Birke
Giebi ein verpachtet. Ref. Stadtv. Krug.5. e Ausführung der Staats Gebäudeſteuer Reviſion iſt

eine Prüfung der von den Hausbeſitzern aufzuſtellenden Ge
bäude-Beſchreibungen durch beſondere Kommiſſionen nötig.
Es ſind 4414 Grundſtücke vorhanden. Die vom Ma-
aiſtrat beantragte Koſtenſumme von 9000 M. wird bewilligt.
Ref. Stadtv. Herzfeld.

6. Von der vom Magiſtrat eingereichten Ueberſicht von Ar
beiten, welche zur Beſchäſtigung Arbeitsloſer ausgeführt, bezw.
bei denen Arbeiter während des Winters beſchäftigt werden
können, nimmt die Verſammlung auf die Empfehlung der
Baukommiſſion hin (Ref. Stadtv. Friedrich), von einer
Diskuſſion abzuſehen, Kenntnis. Nach dieſer Ueberſicht wür
den bei den 14 verſchiedenen in Ausſicht genommenen Ar
beiten 272 Handwerker und 481 Arbeiter auf ca. 60 Tage
Beſchäftigung erhalten. Die Kommiſſion empfiehlt gleichzeitig,
noch zwei weitere Unternehmungen ins Auge zu faſſen.
Stadtv. Rauſch frägt an, ob die Arbeiten in eigener Regie
von der Stadt oder wie bisher nach dem Ausbietungsver
fahren durch Unternehmer ausgeführt werden ſollen. tadt
baurat Lohauſen erklärt, daß ſämtliche Arbeiten 150 000
Mark erfordern würden. Die meiſten Chauſſierungsarbeiten
würden in eigener Regie ausgeführt. Die anderen Arbeiten
jedoch, wie Pflaſterungen, Maurer, Zimmerer u. ſ. w. Ar
beiten werden in bisher üblicher Weiſe begeben. Es ſei
zwar von ſozialdemokratiſcher Seite verlangt worden, ſämt
üche ſtädtiſche Arbeiten in eigener Regie auszuführen, dies
könne aber richt zur Durchführung gebracht werden. Stadiv.
Rauſch wünſcht ausdrücklich, die Beſchäftigung hieſiger Ein
wohner zu berückſichtigen.7 Die erſten beiden Anträge, welche zum Zwecke der Be

ſchäftigung Arbeitsloſer geſteüüt werden und in der unter

Stadt-Theater in Halle a. S. Na iſen, c
Dienstag den 15. November. Zacharias,

Der Wildſchütz eoder: Die Stimme der Ratur. e Bauer
Komiſche Oper in 3 Akten von Kotzebue. Der

Muſik von A. Lortzing. ler Chorknabe L. Mühldorfer, Parterre Akrobaten. Mr. Charles,
mb Bürger. Chorknaben. Volk. Equilibriſt auf der Stuhlpyramide.Mittwoch den 16. November. Mr. Hubertus mit Miß Ornis, Kunſt60. Vorſt. 51. Ab. Vorſt. Farbe rot. Ort der Handlung: Die erſten zwei Akte pfeifer und Vogelſtimmen Jmitator.

Anfang uhr. Ende nach 10 Uhr. Ware e d en Littke Carlſen, Bravour Tanz-
er rophet. geführt von dem Balletperſonal.

Rach dem 2. und 4. Akt Pauſe.Große Oper mit Ballet in 5 Akten nachden Franeſiſgen von Eugen Scribe, deutſch

Punkt 6 genannten Ueberſicht enthalten ſind, betreffen: 1.
die Pflaſterung und Verbreiterung des Weges nach der Heide
von der Chauſſee noch Nordhauſen aus bis zur Saubrücke
und von dort bis zur Nietlebener Kohlenlache 2. die Jn
ſtandſetzung des über den Sandanger nach Simritz führen
den Fußvweges ſowie ſämtlicher über die Würfel- und Ziegel
wieſe nach der Peißnitz führenden Promenadenwege. Der
erſte Teil wurde gänzlich r der zweite Teil zur Aus
führung im Frühjahr in ſicht genommen. Die Bau
kommiſſion, von welcher die genannten beiden Anträge ge
ſtellt waren, hatte ſchleunigſte Vorlagen hierüber ſeitens des
Magiſtrats beantragt. Oberbürgermeiſter Stau de erklärte,
daß die Provinzialverwaltung zwar die Hälfte der Koſtendes 1. Antrages zu tragen ſie bereit erklärt habe, aber es

ſtehen noch als Hindernis der Jnangriffnahme der Arbeiten

S e die 77 en ar Rrkenheh dem
aalkreiſe, wegen Heranziehung desſe zur Koſtenbeitrags

leiſtung. Stadtrat Jochmus ſchätzt die von der Stadt zu
tragende Hälfte der Koſten auf 16--18 000 M. und giebt
der Anſicht Ausdruck, daß die anliegenden Ortſchaften des
Kreiſes ein größeres Jntereſſe an dem Ausbau der Straße
hätten, als die Stadt Halle. Stadtv. Sachs betont die
Finanzlage der Stadt und die Notwendigkeit, ſoviel Jnter
eſſenten als nur möglich zur Beitragsleiſtung heranzuziehen.

Nachdem der Vorſitzende die Ablehnung der beiden Kom
miſſionsanträge verlangt, um beſonders wegen des Punktes 1
Feſtſtellungen über die Beitragepflichtigkeit machen zu können,
wird wie oben angeführt beſchloſſen. (Fortſ. folgt

Dem liberalen „Merſeburger Correſpondent“ iſt in
den letzten Tagen mächtig der Kamm geſchwollen. So bringt
derſelbe eine Notiz, in welcher die mit der letzten Arbeitsloſen
Verſommlung verknüpften Vorgänge in einer Weiſe geſchildert
werden, die der „Hall. Ztg.“ alle Ehre machen würde. Nach
bekanntem Vorbild befleißigt ſich das Blatt, auch von

ſozialdemokratiſchen Hetzern, die überhaupt nicht arbeiten“, zu
ſprechen, und überſieht dabei ganz, daß unſere Mutter Erde
eine anſtändige Zahl von Individuen trägt, die „auch keine
Arbeit haben,“ aber auch garnicht arbeiten wollen, ſondern
es vorziehen, mit edler Dreiſtigkeit „ſtandesgemäß“
da zu ernten, wo ſie nicht geſäet haben. Diejenigen aber
zu begeifern, welche ſolchen Zuſtänden ein Ende bereiten
wolley, iſt gegenwärtig ebenſowohl „liberal“ wie „konſer-
vativ“ und eine ſolche Handlungsweiſe das ſicherſte Erkennungs-
zeichen der in den bürgerlichen Parteien herrſchenden Korrup
tion. Auch die mehrfach beſprochene Kellner-Verſammlung
giebt dem „M. C.“ Gelegenheit zu einer großartigen Fanfaro
nade, die aber manchem ſeiner ſpießbürgerlichen Leſer als
Entſchädigung für den durch das allmähliche Vordringen der
Sozialdemokratie verurſachten Gruſel recht wohl zu gönnen
iſt. Ob die Trinkgelder, die infolge der auf letztere Ver
ſammlung Bezug habenden Berichte flüſſig werden, auch den
Hurraſchreiern in entſprechendem Maße zufließen, konnte nicht
ermittelt werden.

Eine Vierteljahrsrate der Miersſtener ſoll den hie-
ſigen Steuerzahlern erlaſſen werden, nachdem ein dahingehender
Beſchluß des Magiſtrats, welcher in anbetracht der auf Grund
des neuen Einkommenſteuergeſetzes erhöhten Steuererträge ge
faßt worden iſt, die Genehmigung des Provinzialausſchuſſes
erhalten hat.

Ein Einbruchsdiebſtahl iſt in einer der letzten Nächte

führt worden. So weit Meldungen darüber vorliegen, haben
die Diebe, vielleicht in anbetracht der naheliegenden Gewiß
heit, daß eine Störung nicht zu erwarten war, einige Arbeit
nicht geſcheut, um in Beſitz etwaiger Gelder zu gelangen. Es
ſind ihnen denn in der That auch 360 M. in die Hände ge
fallen, und außerdem noch ein Hundertmarkſchein ſowie einige
kleinere Beträge liegen geblieben. Unaufgeklärt iſt noch, was
den oder die Thäter veranlaßt hat, verſchiedene Aktenſtücke,
die zur Verſendung bereit lagen, zu vernichten.

Lützen. Jn unſerem Nachbarorte Kleingöhren ſind am
vergangenen Sonntag die Gehöfte der Gutsbeſitzer Kuntze,
Krauſe und Jähnert durch eine Feuersbrunſt zerſtört worden.
Der vorhandene Viehbeſtand wurde durch energiſches Ein
greifen gerettet.

Aus dem Gerichtsſaal.
Entſcheidungen des Reichsgerichts.

(Nachdruck verboten.)

Leipzig, 14. November. (Die Millionen- Unterſchlagung
bei Rothſchild.) Von der Tragödie, die der frühere Rothſchildſche
Kaſſierer Jäger heraufbeſchworen hat, ſpielte ſich heute der letzte Akt
vor dem erſten Strafſenat des Reichsgerichts ab. Wie bekannt, i
Jäger am 5. Auguſt wegen Unterſchlagung vom Landgerichte Frank
furt a. M. zu 10 Jahren Gefängnis verurteilt. Seine Mitſchuldigen
haben ebenfalls mehr oder weniger empfindliche Strafen erhalten ſo
z B. die unverehelichte Joſephine Klotz, welche ihn auf ſeiner Orient

e Kaula.vo ar gen vt. S Preichen de ein. WalhallaTh eater.
Anfang 7 Uhr. Ende gegen 10 Uhr. Erſter Kriegshauptmann( Markgraf.

bearbeitet von L. Rellſtab.
Muſik von Giacomo Meyerbeer.

Perſonen:
ohann von Leyden Fr. Taliga.
ides, deſſen Mutter M. Rotbe.

ha, deſſen Braut

nerstag den 17. November. et61 Se S e Ab Vorſ Farbe gelb. Mr. Jean Boiſſet mit ſeinem Miniatur

Die beiden Levnvren.
E. geinhardt. Luſtſpiel in 4 Akten von Paul Lindau e

reiſe aus Liebe begleitete, 3 Jahre Gefängnis, der Eierhändler Henſel,der mit den unterſchlagenen Seldern ſeine Konkurrenten aus dem

der vorigen Woche auf dem Landratsamt hierſelbſt ausge

von besten rein wollenen Kleiderstoffen sindPem MIasses in grosser Auswahl wieder vorrätig und 4 Lewimn

elde ſchlagen wollte, 6 Jahre Gefängnis, und der Obertelegraüngersdorf, welcher den ſc ihn und ſeine Frau au cent
dem Suſ für 1000 M. überließ, damit ein „hochanſtändiger Herr

mit einer „hochanſtändigen Dame“ im Auslande leben könne, 6 Wochen
Haft. Daß Mängeredorf gewußt habe, der Paß ſolle dem Defran-
danten Jäger zum Zwecke des beſſeren Fortkommens dienen, wurde
vom Landgerichte nicht angenommen er wurde deshalb nicht
Begünſtigung, ſondern nur wegen der in 8 363 gedachten Uebertre
verurteilt, allerdings z der höchſten zuläſſigen Strafe. Reviſion hatten
nur r u ne Klotz, Henſel und Müngersdorf. Die Reviſion
Henſels wurde durch Herrn Rechtsanwalt Mankiewicz aus Frankfurt a M.
vertreten. Es wurde behauptet, ein direkter Beweis dafür, daß Henſel,
e wegen Hehlerei in drei Fällen und Begünſtigung verurteilt
worden iſt, Kenntnis von dem verbrecheriſchen Treiben Jägers
ſei nicht erbracht. Der ganze Beweis ſtütze ſich auf die Ausſagen
Jägers und der Klotz. eſe beiden würden, wenn ſie als Ze
hätten auftreten können, im höchſten Grade verdächtig ſein mü en,wieviel mehr nicht, wo ſie jetzt als Angeklagte den Bilangetlarter
belaſteten, um ſich in ein beſſeres Licht zu ſepen. Sodann wurde

noch gerügt, daß das Notizbuch Jägers, welches er in Aegypten ge
führt hat, ſowie ein Kaſſiber, den er an die eſchrieben hat,
nur teilweiſe verleſen worden ſeien. Herr sanwalt Dr.
Stulz aus Frankfurt a. M., welcher für die Klotz und Müngersdorf
auftrat, behauptete, alles das, was die Klotz innerhalb Deutſchlands
gethan, habe nur zur Begünſtigung ihrer eigenen Flucht, nicht aber
der des Jäger gedient. Wenn ſie aber Jäger in Aegypten e
habe, ſo müſſe ſie auch ſtraflos bleiben, denn in Aegypten würde
Unterſchla n Jägers, weil im Auslande begangen, ſelbſt nicht ſtraf
bar geweſen ſein. Das Landgericht W angenommen, daß die Be
gleitung der Klotz den Zweck gehabt habe, das Durchkommen Jägers
8 fördern. Er, der Verteidiger, glaube ſehr gern, daß Jäger die

lotz nicht aus Liebe mitgenommen habe, ſondern nur, um den Ver
dacht abzulenken, da ſeine wirkliche Frau zurückgeblieben war. Daß
nun die Klotz dieſen Zweck gekannt habe, ſei nicht feſtgeſtellt. Das
Landgericht ſage, die Klotz ſei dem Jäger aus Liebe geſolgt, pſychologiſch hätte es deshalb zu dem Reſultafe kommen müſſen, daß ſt nicht

wußte, daß ſie nur ſeine For decken wollte. Wenn die Begünſtigung
darin gefunden, daß ſie ie Reiſekoffer gekauft und nach Darmſtadt
dirigiert habe, ſo ſei dies r kein Beweis, denn es könne doch auch
einmal vorkommen, daß ein Kaſſierer Koffer für ſeine Ferienreiſe
brauche. Ueberdies hätten ſich in dieſen Koffern nur die Sachen
Klotz befunden. Auch darin, daß ſie ſchon in Deutſchland Geld für
Jäger gewechſelt, könne eine Begünſtigung nicht gefunden werden,
denn das Urteil ſage nicht, wieſo es hätte auffallen können, daß Jäger
das Geld ſelbſt wechſelte. Bezüglich des Angeklagten Müngersdorfſuchte der Herr Verteidiger den Nachweis zu führen, daß 8 zoß, wenn

er die Ueberlaſſung von Päſſen an andere zum Zwecke des „beſſeren
Fortkommens“ mit Strafe bedrohe, nur das beſſere Fortkommen im
wirtſchaftlichen Sinne meine, woraus ſich dann ergebe, daß Müngers
dorf ſich nicht ſtrafbar gemacht habe. Der Vertreter der Reichs
anwaltſchaft, e erſter Staatsnnwalt Heinemann, erklärte die
ſämtlichen Einwände gegen das Urteil für haltlos oder unweſentl
und beantragte die Verwerfung der Reviſion, welche ſodann a
erfolgte.

Briefkaſten der Redaktion.
Anonhmus. Wir bedauern, von Jhrer Einſendung deshalb keinen

Gebrauch machen zu können, weil weder Jhr Name noch Jhre Adreſſe
in derſelben angegeben iſt.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, 14 November.

Aufgeboten: Der Handarbeiter Sebaſtian Fickert und Auguſte
Stein Bitterfeld und Thorſtraße 140). Der Buchhalter Anton Reglin
und Anna Müller (Halle a/S. vnd Leipzig).

Eheſchließung: Der Landweet Louis Abicht und Emma Dathe(Dermsdorf und v. d. Steinthor 20). 9

Geboren: Dem Jngenieur Auguſt Gagelmann eine T., Emma
Luiſe Margarethe (Freiimfelderſtraße 4). Dem Tiſchler Karl Hart
mann ein S., Hermann Fritz (kl. Brauhausgaſſe 3). Dem Tiſchler
meiſter Hermann Gericke eine T., Emilie Martha (Fleiſchergaſſe 13).
Dem Kaufmann Guſtav Reintzſch ein S., Guſtav Kurt (Sternſtraße 6).
Dem Sattlermeiſter Max Gräfe eine T., Sophie Johanne Gertrud
Geiſtſtraße 16). Dem Handarbeiter Karl Peterſen eine T., Amalie
uiſe Frieda Schwetſchkeſtraße 15). Dem Reinhold

Koch eine T., Helene Käthe (am Kirchthor 23). Dem Bahnarbeiter
Lonis Schulze ein S., Friedrich Wilhelm Paul (Krauſenſtraße 11
Dem Schneidermeiſter Guſtav Jaeger eine T., Anna Martha Hed
(Sternſtraße 4). Dem Schaffner Johann Pietruska eine T.,
Eliſabeth (Raffinerieſtraße 8). Dem Ingenieur Albert Gerlach eine
Marie Lotte (Thomaſiusſtraße 1). Dem Schloſſer anne Keller
ein S., Hermann Erich (Steinweg 10). Dem Kaufmann Richard
Liebau ein S., Walther Martin (gr. Steinſtraße 9). Dem Hans-
diener Otto Klaußmann eine T, Anna Roſa Elfriede (Bockshörner 9).
Dem Handarbeiter Johann Kahle eine T., Klara Wilhelmine (Hirten
gaſſe 7) Dem Fleiſchermeiſter Richard Ufer ein S., Paul Gottlieb
Max Lindenſtraße 1b). Dem Böttchermeiſter Franz Rorher eine T.,
Hulda Elſa (Kutſchgaſſe 3). Dem Geſchirrführer Wilhelm Gasquette
eine T., Jda Gertrud Wally (Mühlberg 6). Dem Maler Hermann
Wöller ein S., Alfred Rudolf Kurt (Fleiſchergaſſe 25). Dem Hand
arbeiter V eine T., Bertha Luiſe Wilhelmine (Mans-

e 43). Dem Kaufmann Otto Schumann eine T., Wilhelmine
Auguſte Magdelena Geiſtſtraße 54). Fünf unehel. T.

oFe r le Lade u e e Des to Kleinſchm efrau Henriette geb. ſmann, 45 J.ſtraße 21). Des Mechaniker Otto Große T. Ella, 1 (Rlua-
ſtraße 6). Der Former Wilhelm Walter, 43 J. (Schloſſerſtraße 2).
Der Dienſtmann Wilhelm Albrecht, 63 J (Dorotheenſtraße 4). Des

Jakob Weidmann S. Max, 4 M. (Feldſtraße 7). Des
rbeiter Max Potz T. Eliſe, 4 J. (Klinik).

Für die Redaktion verantwortlich
für den politiſchen Teil, Feuilleton u. ſ. w. Richard JIge in Hall:fur ben kokelen Teil Karl Krüger in dal

Wilh. Wirk.

Peter Weiß. Direktion: Riohard Hubert.
Gottfr. Greger. Dienstag den 15. November
Sehrnann. Letztes Auftreten!

immermann.
Einöder. Die Warnitz-Saſch-Truhbhbe, Bravour

arodiſt und Karrikaturiſt. Brothers
Gaſch, Clowns und Excentriker. Frl.
Hedwig Braſelli, Lieder- und Walzer-
ſängerin. Die Geſchwiſter Clarg und
Max Corelly, Verwandlungs Duettiſten.

Hunde Cirkus.
Anfang 8 Uhr.

Später Zu
Ende 11 Uhr. jeder Zeit

boncordia- Thoatoſ

Therese MKrones.
Gaſtſpiel des Frl. Hanna Steuer

aus Vayrenth.

Sie weiß etwas.

Ein e
amilienwohnungen

Stube, Kammer und Kuohe, Keller, Stal- vermieten.
lung und Bodengelass, mit Garter und
Bad, fur 105 bis 160 Mark sofort oder

Sohmiedstrasse 2.

Meinen werten Kunden zur Nachricht,
daß ſich mein Geſchäft von jetzt ab

d 3befindet. Steinweg De
Fr. Zimmermann.

BRrot! BRrot!
groß und kräftig, 1. Sorte per 4, Pfd.
50 2 Sorte per 5 Pfd. 50

F. Senmmer Schillerſtr. 224.
Rrot 1. Sorte 4, Pfd. 50 2. Sorte

S Pfd. 50 G. Hädicke, Schwetſchkeſtr. 19.
Sof zu verk. 2 Bettſt., Matr. 21 u. 24

1 Ripsſopha, 1 Tiſch ſpottb. Lindenſtr. 16, p.

Wohnungen en

Geiſtſtraße.
Dienstag

Mittwoch

Donnerstag

rlicher Makler.

Giebichenſtein, Adolfſtraße 3.
Eine Wohnung zu vermieten.

verm ieten. Auskunft zu Giebichenſtein, Brunnenſtr. 23, 2 Tr.
bei Inspektor Mauegs, Part. Stube für 24 Thlr. ſofort oder

1. Jan. zu verm. gr. Kittergaſſe 14, 2 Tr.
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begründe vninn
1659. 1860.4. Markt A, Halle a. S 4. Markt 4.

Telephon Anschluss No. 195 für Halle und ausserhalb.

Mit dem heutigen Tage eröffne ich in sämtlichen Abteilungen des Geschäftshauses meinen diesjährigen grossen

(Oerlinneltts urs
Streng feste, anerkannt niedrigste Preise

und das nunmehr über 30 Jahre bewährte Geschàäfts-Prinzip,

nur Qualitäten bester und solidester Beschaffenheit aus den
ersten und renommiertesten Fabriken Deutschlands

zum Verkauf zu bringen, bieten bei

bedeutend ermässigten Preisen
meiner geehrten Kundschaft die volle Garantie, ihre Weihnachts- Einkäufe

wonhlfeil und gut
bei mir treffen zu können.

In unübertr offener Aus a I sind in allen Abteilungen des Hauses Artikel aufgenommen, welche
sich infolge ihrergaussergewöhnlichen Preiswürdigkeit, ihres praktischen, nützlichen Wertes besonders zu Westgese henen
eignen. Meine

Damen ung Minder- onyelon,
welche sich bekanntlich durch tadellosen Sitz, sauberste Näharbeit und solide Stofte auszeichnet, sowie

Kleiderstoffe
in Seide, reiner Wolle und Halbwolle, nur Neuheiten der Saison, von der einfachsten bis zur elegantesten Art, sind

Wegen Vorgerüchter Saison besonders im Preise zurüchgesetzt.
Ferner empfehle ich in allen Qualitäten und Preislagen zu streng festen Preisen:

Bunte Bettzeuge. Gestreifte und glatte Inletts. Gardinen, Möbelstotfe. Teppiche, ILäuferstotfe.
Weisse Bettdamaste. Stuben- und Kächenhandtücher. Reisedecken, Schlafdecken. Bett- und Pultvorlagen.
Tischtücher, Kaffeedecken. Gedecke mit pass. Servietten. Tüll- und Spachteldecken. Kinderwagendecken.
Bunte und weisse Taschentücher. Leinen, Dowlas, Wachs- und Gummi-Decken. Portièeren, Angorafelle,

Hemdentuche. Bettdecken. Regenschirme.
Paradehandtücher, Servirdecken. Tischläufer, Betttaschen Trikot-Taillen und Blusen. Flanell- u. Barchentblusen.
Hausschürzen, Tändelschürzen. Unterbeinkleider, Strümpfe Seidene Blusen, schwarz und farbig. Schulterkragen,

Handschuhe, Shawls Kapotten, Mützehen. Morgenröcke, Matinées. Unterröcke in Wolle u. Seide.
Kachenez, Lamatücher. KLonzerttücher, Plaids. Ballkragen, Ballstoffe. Sämtliche Besatzstoffe.
Sämtliche Herren-, Damen- und Kinderwäsche. Reinwollene und halbwollene Lamas und Flanelle,

Seltenes Angebote
kin grossor Posten 4knöpf. schwarze Damen-Glacö-Handschuhe, das Paar I. 25 Mark

a barantie für bestes Tragen. S e Mogsnig. geschmeidiges Leäer.

er Ver Kauf geschieht T ſtreng festen, anerkannt piedrigsten Preisen.

77 Der Umtausch sämtlicher Einkäufe wird bereitwilligst gestattet.
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Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Aug. Groß, Halle. Druck der Halleſchen GenofſſenſchaftsBuchdruckerei (e. G. m. b. H.), Halle. Hierzu 1 Veilgge.
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Sei zum olksblatt.
Nr. 269.

Steuern, Steuern Steuern!
Das iſt das dreifache, ianſcer Parlamente es vie duch i e ageneegg

t Unſer Abgeordnetenhaus trat am 9. November, dem Er

ne in den Beginn der letzten Seſſion der erſten
jährigen Legislaturperiode. Die Herren Abgeordneten

waren zwar nur für drei Jahre gewählt bis Ende des
Jahres 1891 jedoch genierte ſie das nicht, ihr parla
mentariſches Daſein zu verlängern und bis Ende des Jahres
1893 auszuhalten. Sie hielten das für nützlich und von
ihrem Standpunkte aus auch für angenehm ob es aber
beſonders nobel war, das iſt doch eine andere Frage.

Nachdem der Landtag nun bis in das fünfte Jahr hinein
hauſt, darf jeder Steuerzahler a ſein, daß er bereits
unvergängliche Spuren ſeiner geſetzgeberiſchen Thätigkeit hinter
läßt und daß er bald noch ſchönere auf finanziellem Gebiete

rlaſſen wird. Denn eine ſeltſame Jronie des Geſchickes
es gewollt, daß dieſer Landtag in ſeiner letzten Seſſion

an die Durchführung der „Reform“ der Steuern heranzutreten
hat, die ſchleun gſt noch unter Dach und Fach ſoll.

Die konſervativagrariſche Mehrheit ſoll bis zum letzten
Augenblick benutzt werden, um die in Ausſicht geſtellten
Steuergeſetze durchzudrücken. Miquels Reformpian bezieht
ſich auf die Vermögensſteuer, die Ueberweiſung der Erträge
aus der Grundſteuer, der Gebäudeſteuer und der Gewerbe
ſteuer an die Gemeinden ſowie endlich auf die Gemeinde
beſteuerung. All dieſe Entwürfe der Perſonal- und Real
ſteuer ſollen nunmehr für Preußen Geſetzeskraft erlangen,
um angeblich eine „wahrhaft gerechte“ Steuerverteilung zu
ermöglichen.

Davon kann aber ſo lange nicht die Rede ſein, als nicht
für das Reich und die deutſchen Einzelſtaaten eine einheit
liche, ernſtgemeinte progreſſive und prozentuale Einkommen-
c durchgeſetzt wird, als nicht die ungeheure Belaſtung

kleinen und mittleren Einkommen, welche die Maſſen des
Volkes ſchwer drückt, aufhört. Daran iſt aber ebenſowenig
für die nächſte Zeit zu denken, als an die Mitwirkung des
Landtages der jährlichen Feſtſtellung der zu erhebenden
Steuerquote. Es iſt das ein Zuſtand, der ſchließlich dahin
führen wird, daß durch fortgeſetzte Erhöhung der Steuerquote
im „Bedarfefalle“ die immer ſtärkere Anziehung der Steuer
ſchraube eintreten muß.

Infolge der Neuregelung der Steuern wird das Ueber
weiſungsgeſetz an die Kreiſe, die ſogenannte lex Huene, auf

hoben werden. Die Mehrerträgniſſe aus der Einkommen-er wird alſo der Staat zukünftig direkt verwenden. Da

mit ſoll teilweiſe ein Loch im Budget geſtopft werden das
jährlich 102 Millionen Mark verſchlingen wird.

Mit der Steuerreform ſollte natürlich eine tiefgreifende
Aenderung des Wahlgeſetzes zum Landtage Hand in Hand
gehen. Wenigſtens ſollte man den Schatten des Begriffes
einer Volksvertretung zu retten verſuchen. Eine Vorlage
zur Reform dieſes Wahlgeſetzes wird auch von der Regierung
verſprochen. Sie will ſich nämlich „bald thunlichſt“ an dieſes
Werk machen. Ohne Zweifel wird es Flickarbeit geben, das
Dreiklaſſenwahlſyſtem bleibt beſtehen, damit aber zugleich auch
das Zerrbild einer wirklichen Volksvertretung. Das iſt dann
ſtaatsbürgerliches Recht in Preußen, wo alle Bürger vor
dem Geſetz gleich ſind, wie die preußiſche Verfaſſungsurkunde
etwas irrtümlich zu behaupten wagt. Da wird es nötig,
daß bei nächſter paſſender Gelegenheit die arbeitenden Klaſſen
in Preußen das allgemeine gleiche und geheime Wahlrecht
fordern und gegen das elende Dreiklaſſenſyſtem mit einer
Wucht Proteſt erheben, wie das noch nicht bisher bei uns
erlebt wurde. Die beſte Gelegenheit dazu bietet das nächſte
Jahr und die preußiſche Sozialdemokratie wird ſie hoffentlich
nicht ungenützt vorübergehen laſſen.

Schlecht wie das preußiſche Wahlrecht, iſt die preußiſche
Finanzlage. Und wieder von neuem ſoll daher der Steuer
zahler viel opfern und als „Patriot“ ſreudig opfern dabei
rechnet der Staat nicht auf den ſteuerverweigernden Mut des
Mameluken, ſondern auf den ſchönſten Schmuck des Chriſten,
den Gehorſam. Nebenher aber rechnet unſre Finanzverwal
tung mit einem neuen rieſigen Pump d. h. einer
kleinen Staatsanleihe in Höhe von 42 Aillionen. Deckung
muß ſein, argumentiert Herr Miquel; und „Fehlbeträge“
deckt man durch Anleihen, die man hübſch verzinſt, und an
deren Abzahlung (Amortiſierung) kein moderner Finanzkünſtler

denkt. Der obige Fehlbetrag entſtammte allein den
olz gerühmten Staatseiſenbahnennn.
Da wird nun verſprochen daß künftig mit größter Spar

ſamkeit gewirtſchaftet werden wird. Sehr entgegenkommend!

Damit das aber der Regierung auch r da
knapſt ſie an dem Gelde ab, das für das Dienſteinkommen
der mittleren Beamtenklaſſen und der Unterbeamten beſtimmt
ſein ſollte. Auch verſprach die amtliche Eröffnungsrede des
Landtages, daß auf die Verbeſſerung der Lage der Volks
ſchullehrer „Bedacht“ genommen werden ſoll. Eine That
wäre hier beſſer angebracht als ein Wort; denn es koſtet
zwar das Bedachtnehmen keinen Pfennig Geld, aber ſatt
kann davon der Volkeſchullehrer auch nicht werden, und das
umſoweniger, als er ſchon ſeit 1848 auf das ihm damals
regierungsſeitig verſprochene Schulgefetz vergeblich wartet.
Wenn hier alſo etwas mehr geſchehen ſollte als das bloße
Bedachtnehmen, ſo wäre das nicht mehr als recht und billig.

Billig und recht wäre es auch nur geweſen, wenn dem
Landtage nun endlich ein Budgetgeſetz vorgelegt würde, um
die Feſtſtellung der Grundſätze ſür die Veranſchlagung, Füh-
rung und Kontrolle des Staatshaushalts geſetzlich zu regeln.

9 alle a. S., Mittwoch den 16. November 1892.

Davon aber iſt wieder einmal keine Rede; hat man doch
genug mit dem Abſchluß der Miquelſchen Steuerreform zu

thun. Mit Steuern und Anleihen aller Art hat man alle
Hände voll da iſt es natürlich, daß wichtige Kulturaufgaben,
wie die Neugeſtaltung der Volksſchule, die Umgeſtaltung des
Medizinalweſens, die Förderung von Kunſt und Wiſſen, die
Löſung großer ſozialer Aufgaben u. ſ. w,, daß alles das
jetzt liegen und für nicht abſehbare Zeit unerledigt bleibt.

Zwar giebt die jüngſte preußiſche Thronrede, auf die wir
uns hier faſt ausſchließlich bezogen, zu, daß unſre Finanz-
lage eine ungünſtige iſt, aber ſie meint, daß es ſich jetzt we-
der um eine Vermehrung der Staatseinnahmen, noch um
eine Erhöhung der Steuerlaſt handele. Allein dieſe Ver
ſicherung läßt außer acht, daß der Preuße auch zugleich
Deutſcher iſt, und daß der erhöhte Reichstagsetat hauplſäch-
lich auf der Belaſtung der unteren Schichten des Volkes be

denen Kommune, Staat und Reich um die Wette zu
rufen

Steuern, Steuern Steuern!

„Ueber den Parteien.“
Ueber den Parteien ſtehen iſt ein beliebtes ſpießbürgerliches

Schlagwort. Darin drückt ſich gewöhnlich die Anſchauung
aus, daß es ein höherer Standpunkt ſei, keiner Partei anzu
ge. ören, als unter der Fahne einer Partei als politiſcher
Soldat zu dienen.

Nicht bloß der Bierphiliſter beſchönigt mit dieſer Redens
art ſeinen politiſchen Jndifferentismus, auch in
höher gebildeten Kreiſen wo freilich viele den Bier
philiſter nicht merklich überragen zirkuliert ſie vielfach.
Hat doch ſogar ein Freiligrath einmal geſungen:

Der Dichter ſteht auf einer höhern Warte,
äls auf den Zinnen der Partei.“

Worauf G. Herwegh erwiderte:
er Partei! Wer ſollte ſie nicht nehmen,

e noch die Mutter aller Siege war:
Wie mag ein Dichter ſoch ein Wort verfehmen,
Ein Wort, das alles Herrliche gebar
Nur offen wie ein Mann: Für oder Wider.
Und die Parole: Sklave oder frei!
Selbſt Götter ſtiegen vom Olymp herniederUnd kämpften auf den Zinnen der Partei.

Wer „über den Parteien ſtehen will, ſteht in der Regel
unter den Parteien, mit verſchränkten Armen ſteht er abſeits
den Tageskämpfen, aus ſchnödem Egoismus, Gleichgültigkeit
gegen das Allgemeine, Schläfrigkeit oder Blödigkeit; wie der
Prophet Jonas legt er ſich aufs Ohr und ſchnarcht. während
das Schiff des Gemeinweſens von ſturmgepeitſchter Brandung
umtoſt iſt.

Jene Schöngeiſter vollends, die von der Höhe des Par
naſſes die Parteipolitik über die Achſel anſehen, erinnern an
jenen geckenhaften Hofmann in Shakeſpeares „Heinrich IV.“,
der zierlich frifiert auf dem Schlachtfeld herumbummelte, ein
Biſambüchschen zwiſchen den wohlgepflegten Fingern, und mit
ſeinem albernen Geſchwätz über die Wunden Percys Zorn
erregte.

Mitunter hat das Wort noch eine ſchlimmere Bedeutung
als Gleichgülägkeit gegen das Gemeinwohl, es iſt nicht ſelten
eine verſchleiernde Phraſe für politiſche Charakterloſigkeit. Jch
ſtehe über den Parteien bedeutet dann ich gehe ſtets mit
der Macht, mit der herrſchenden Strömung, ich bin nicht
kalt und nicht warm, nicht Fiſch und nicht Fleiſch, ich
drehe mich wie eine Wetterfahne nach dem Wind meines
Jntereſſes.

Jn dieſem Sinne ſagen ja auch Kriegervereine, ſie treiben
keine Politik, was bloß ein Euphemismus (beſchönigender
Ausdruck) dafür iſt, daß ſie keine ſelbſtändige Politik treiben,
e ſervile Loyalitätspolitik, byzantiniſche Politik, Macht
anbeterei.

Wer kein Philiſter, kein Selbſtling, keine Schlafmütze, kein
geiſtiger Eunuche iſt, der nimmt thätigen Anteil an den zeit
bewegenden Fragen und Kämpfen und verharrt nicht in Teil-
nahmloſigkeit, wenn die Zeit in den Wehen liegt und eine
neue Epoche ſich ihrem Schoße entringen will.

Ein halber Mann, deſſ' Tage ſchwinden
Jn ſelbſtiſcher Befangenheit,
Du ſollſt im Buſen mitempfinden
Den hohen Wellenſchlag der Zeit. (R. Lavant.)

Dagegen hat das Wort Ueber den Parteien aller-
dings einen guten Sinn, wenn damit geſagt ſein ſoll, daß
der Richter, der Beamte, keinerlei Parteibefangenheit
Raum geben darf, daß er unparteiiſch, ohne Anſehender Perſon oder Partei, ſeines Amtes zu walten hat. Ein

Richter, ein Schuitheiß, der einem Sozialdemokraten oder
ſonſt einem Mitglied der Oppoſition nicht mit gleichem Maße
mißt wie andern Leuten, ſchändet ſein Amt und iſt unwürdig,
dasſelbe zu bekleiden, denn er iſt ein gewiſſenloſer Patron.
Unparteilichkeit iſt die Kardinalpflicht des Richters wie
des Beamten.

Fereine, Verſammlungen etc.
In der Mitglieder Verſommlung des Deutſchen Metallarbeiter

verbandes vom 12. November in „Faulmanns Reſtaurant“ war die
Tagesordnung: 1. Entrichtung der Beiträge und Aufnahme neuer Mitichen 2. Verſchiedenes. Nach der Wahl eines proviſoriſchen Vor
itzenden verlas derſelbe die von der in einer früheren Mitglieder Ver

ſammlung gewählten Kommiſſion ausgearbeiteten Rubriken der Fragebogen über Lage und Lohnverhältniſſe der Metallarbeiter in Halle,
welche gutgeheißen wurden. Nach der darauffolgenden Neuwahl eines
Reviſors beſprach ein Kollege den von der Generalkommiſſion der Ge
werkſchaften Deutſchlands herausgegebenen Beſchluß über das Umſchauen
der reiſenden Kollegen in denjenigen Städten, wo ſich Arbeitsnachweis-
büreaus in den Händen der Arfeiter befinden. Dieſe Angelegenheit
wurde infolge eines dahingehenden Beſchluſſes auf die Tagesordnung
der nächſten Verſammlung geſetzt. Die in der letzten Verſammlung

3. Jahrg.

des Vereins Gewertkſchaftskartell behandelte Frage: „Wie regeln wir
die Reiſeunterſtützung am beſten gab Anlaß zu einer längeren Dis
kuſſion. Der Gedanke, den Arbeitsnachweis mit Fremdenunterſtützung
auf kommunalem Wege zu regeln, ſei t und von keinem aufgeklärten
Arbeiter ernſtlich beſtritten worden bis jedoch dieſer Zeitpunkt ein
trete, ſeien die Arbeiter wohl oder übel gezwungen, ſelbſt für Auf
bringung der Mittel zur en der ſich auf der Landſtraße
befindlichen Berufskollegen zu ſorgen. s ſei auch bedauerlich, daß
im Gewerkſchaftskartell faſt in jeder Verſammlung über die Anhänger
der Jnduſtrieverbände hergezogen werde, oft in wicht gerade ſchmeichel
hafter Weiſe, was auch von Mitgliedern des Vereins zugeſtanden wird.
Dieſem ufoige müßten die Gewerkſchaften, die ihre Vertreter dorthin
geſandt oben dazu Stellung nehmen, um die durch den Streit über

je Frage der Form der Organiſation ohnehin ſchon eingetretene Zer
riſſenheit in etwas zu mildern. Schluß der Verſammlung erfolgte
um 10 Uhr.

Kus dem Gerichtsſaal.
Halle, 14. November. (3. Strafkammer.) Leuſchnerbeleidi

gung. Jn heutiger Sitzung hatte ſich der Redakteur unſeres Volks
blattes“, Genoſſe Jllge, wegen Vergehen gegen S 186 St.-G.B. bezw.
des S 20 des Preßgeſetzes vom 7. Mai 1874 öffentliche Beleidigur
durch die Preſſe) zu verantworten. Derſelbe wurde beſchuldigt, dur
eine in Nr. 118 des „Volksblattes“ vom 21. Mai d. J. erſchienene
Notiz den Oberbergrat und Hüttendirektor Ernſt Leuſchner beleidigt
zu haben, indem er nicht erweislich wahre Thatſachen behauptet bezw.
verbreitet haben ſollte, die angeblich geeignet waren, denſelben verächt
lich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen.
Jene Notiz war unter der Rubrik „Aus Stadt und Land“ erſchienen
und hatte folgenden Wortlaut:

„re, Eisleben. Allen berechtigten Beſchwerden ſoll Abhilfe geſchehen, ſteht im Bergbötchen, in Wirklichkeit muß es heißen: Wer

ſich beſchwert, wird als Sozialdemokrat erklärt und hat ſeine Ent

laſſung zu befürchten, doch wer tiefe Bücklinge macht, recht viele
Hochs ausbringt und Sozialdemokraten niederſchlägt, iſt angeſehen
und verdient einen guten Lohn auch ohne Schweißverluſt. Alle,
und noch ſo viel Lügen helfen dem Bergbötchen nicht, die Wahrheit
zu unterdrücken. Auf dem Schachte „Freies Leben“ haben Bergleute
bei 12 ſtündiger Arbeitszeit als Förderleute 2.10 M. verdient. Jhre
Beſchwerden wurden mit der einfachen Antwort „es giebt nicht mehr“
abgewieſen. Sie wandten ſich darnach an höchſte Stelle, doch hier
wurde ihnen ein Empfang zu teil, daß ſie den Mut verloren, ihr
Anliegen vorzubringen, denn ehe ſie nur ausgeſprochen hatten, be
kamen ſie die Antwort „Ueberhaupt, überhaupt mit Sozialdemo
kraten wollen wir nichts zu thun haben.“ Das glauben wir dem
Mann recht gern, es iſt auch zu unbequem, von den Bergleuten
immer ſo beläſtigt zu werden, und da die Reichstreuen nicht muckſen
dürfen, ſo ſind das ſtets Sozialdemokraten. Wir raten den Berg
leuten, zu ihren Beſchwerden ſich ſolche Tage auszuſuchen, an welchen
die Herren Diners geben, wo 200 Flaſchen Wein in ſecks Gängen

etrunken werden, denn Wein macht redſelig und das Herz weich.“
uf Grund dieſer Notiz war vom Oberbergrat und Hütten

direktor Leuſchner Strafantrag gegen Genoſſen Jllge geſtellt worden,
der aber durch Beſchluß der hieſigen beratenden 1. Strafkammer
des Landgerichts am 29. Juli d. J. abgelehnt und die Koſten der
Staatskaſſe auferlegt worden waren. Hiergegen hatte die hieſige
Staatsanwaltſchaft Berufung beim Oberlandesgericht zu Naumburg
eingelegt, welches am 15 Auguſt d. J. den Beſchluß der Vorinſtanz
aufhob und den Strafantrag als gerechtfertigt anerkannte. Der An
geklagte erklärte in heutigem Termin, den Einſender jener Notiz nicht
u nennen, jedoch die Verantwortung derſelben übernehmen zu wollen.
ine Beleidigung des Oberbergrat Leuſchner ſei nicht keabſichtigt und

habe er ſich einer ſolchen auch nicht ſchuldig gemacht. Der als Zeuge
eladene Oberbergrat Ernſt Leuſchner ſprach ſich in längeren AusPhenngen und in „beſchaulicher Weiſe“ mit einem Aktenſtück in den

Händen über die Gegenſätze der Sozialdemokratie zu den reichstreuen
Bergleuten aus. Jhm ſei es nicht bekannt, daß ſich Leute über den
geringen Lohn von 2,10 M. bei zwölfſtündiger Schicht beſchwert hätten,
überhaupt würden im Eislebener Bergrevier nur ſelten zwölfſtündige
Schichten gemacht. Gegen die Behauptung, daß er Bergleute über
alle Maßen ſchlecht empfangen, müſſe er energiſch proteſtieren, im
Gegenteil thue die Mansfelder Gewerkſchaft alles, was für die Ar
beiter gethan werden könne. Der Durchſchnittslohn im Monat April
d. J. habe 2.64 M. und der im Monat Mai, der zur Zeit, als die
Notiz im „Volksblatt“ erſchien, noch nicht feſtgeſtellt war, ſogar 3.14 M.
pro achtſtündige Schicht betragen. Selbſtredend komme es auch vor, daß
weniger, aber auch mehr verdient wird. Wenn 2 10 M. bei zwölfſtündiger
Schicht verdient worden ſind, was er nicht glaube, ſo ſei das nicht
ſeine Schuld, ſondern die Schuld der Beamten, welche die Arbeit ab
ſchätzen, er könne aber nicht annehmen, daß von den Unterbeamten
ſolche ſchlechten Gedinge gemacht würden. Wo wenig verdient worden
iſt, da habe er, vorausgeſetzt, daß die Schuld nicht an den Leuten ge
legen, gleich Abhilfe geſchaffen. Daß er, der Zeuge, nicht gern mit
Sozialdemokraten wirtſchafte, liege auf der Hand, da die Sozialdemo
kratie darnach hinſtrebt, die „gegen wärtige Ordnung“ zu be
ſeitigen. Durch die Sozialdemokratie ſei die Fortexiſtendes Bergbaues gefährdet und würden deshalb Leute, die ſag

als Sozialdemokraten gerieren, entlaſſen nicht aber würden Leute,
die ſich bei ihm beſchweren, deshalb als Sozialdemokraten bezeichnet,
ſondern ein jeder Beſchwerdeführer angehört und nach dem üblichen
Jnſtanzenweg vom Steiger zum Bergmeiſter und dann durch Zeugenſelbſt die Beſchwerden in objektiver Weiſe erledigt. Die 6—-7

Bergleute, die im „reichstreuen Verein ſeien, wären
ſtets zufrieden geweſen und ſei es der Sozialdemokratie,
die nur beabſichtigt, die Leute zu verhetzen, bis dato
nicht gelungen, Anklang zu finden. Er (Leuſchner) habe
das Glück gehabt, mit ſeinen Leuten nur im Guten zu
verkehren und hoffe er, daß dieſes trotz aller Mühen der
Sozialdemokratie auch in Zukunft der Fall ſein werde.
Die am Schluſſe des Artikels aufgeſtellte Behauptung, daß Diners
gegeben worden ſeien wo 200 Flaſchen Wein in 6 Gängen ge
trunken worden ſind, müſſe er als eine Malice bezeichnen
und ſei hiermit nur beabſichtigt, die Arbeiter gegen die Verwaltung
aufzuhetzen. Die Staatsanwaltſchaft vertreten durch den rrn
Staatsanwalt Cornelius, beantragte gegen den Angeklagten eine ld
ſtrafe von 300 M. event. für je 5 M. 1 Tag Gefängnis außerdem
Publikationsbefugnis des Beleidigten in der „Eislebener Zeitung“ im
„Volksblatt“ und den anderen hieſigen Zeitungen. Der Artikel ſei
rur geſchrieben, um böſes Blut unter den Arbeitern zu erzeugen. Durch
das Zeugnis des Herrn Leuſchner ſeien die in jenem Artikel Jugr-ſtellten Behauptungen widerlegt worden, und ſei feſtgeſtellt, daß Be

ſchwerden nach objektiver Prüfung erledigt werden. Daß die Direktion
Arbeiter, die ihr nicht gefallen, entläßt, iſt ihr gutes Recht und auch
dann, wenn ſie ſelbige entläßt, weil ſie Sozialdemokraten ſind. Die
Verteidigung, Herr Rechtsanwalt Schulze, plaidierte auf Frri
indem in jenem Artikel keine Thatſachen behauptet worden ſeien, die
geeignet waren, den Herrn Leuſchner verächtlich zu machen bezw. in der
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen. Die Notiz wende ſich zunächſt
in ihrer Einleitung gegen den „Bergboten“ und könnte ſich wohl der
Redakteur dieſes Blattes beleidigt fühlen und Strafantrag ſtellen, nicht
aber Hr. Leuſchner. Dieſer könne auch nicht gemeint ſein mit der Bemer
kung, daß die Arbeiter an höchſter Stelle ohne Anhörung ihrer Beſchwerde
abgewieſen worden ſind, da doch zur Erledigung von Beſchwerden jeden
fals nicht immer Hr. Leuſchner angerufen wird, ſondern die Arbeiter an
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die dazu beſtimmten Büreaus gewieſen werden. Wenn in dem Artikel
behauptet worden, daß man mit Sozialdemokraten auf den Eislebener
Schächten nichts zu thun haben wolle, ſo ſtimmt dies ja mit den heu-
tigen Ausführungen des Herrn Leuſchner vollſtändig überein, da ſel
biger bekundet, daß ſolche Leute dort ſofort entlaſſen würden, und
wenn ſeitens des Angeklagten in der Notiz bemerkt worden iſt, daß
auf dem Schachte „Freies Leben Bergleute bei 12ſtündiger Arbeitszeit
als Förderleute 2.10 M. verdient haben, ſo könne darin keine Belei-
r erblickt werden, indem Herr Leuſchner dieſe Behauptung nichtBeſtimmtheit widerlegen könnte hier in Halle iſt der ortsübliche
Tagelohn auf 2.10 M. feſtgeſetzt und da würde er in Eisleben jeden
falls noch bedeutend geringer ſein. Auch die Anſicht des Herrn Leuſch
ner, daß in der Schlußbemerkung der Notiz, wo von Diners mit
200 Flaſchen Wein in 6 Gängen die Rede iſt, eine Malice erblickt
werden müſſe, ſei unzutreffend, indem nicht geſagt worden iſt, in
welcher Zeit dieſe Quantität verkonſumiert worden ſei, auch ſeien keine
beſtimmten Perſonen genannt worden. Er, der Verteidiger habe die
Meinung der hieſigen beſchließenden 1. Strafkammer, daß zur Stellung
eines Straſantrages gegen den Angeklagten kein Grund vorlag, es
müſſe deshalb eine Freiſprechung erfolgen. Zur Sprache kam noch die
Exiſtenz des Eislebener „Bergboten“, welcher, ſo bemerkte Herr Leuſch
ner, von der Sozialdemokratie als „Bergbötchen“ bezeichnet werde.
Dieſe Zeitung wende ſich direkt gegen die Sozialdemokratie und werde
von einem gewiſſen Herrn Klöppel herausgegeben. Jntereſſant war es
noch, durch Herrn Leuſchner zu erfahren, daß der Redakteur dieſer
„Waffe“ im „geiſtigen Kampfe“ gegen die Sozialdemokratie ein Lehrer
der Mittelſchulen in Eisleben iſt. Genoſſe Jllge führte zum Schluß
u ſeiner Verteidigung noch aus, daß, wenn er auf alle die AngelegenZeiten die der Zeuge Leuſchner mit in den Rahmen der Verhandlung

gezogen hade, eingehen wollte, er, um Herrn Leuſchner zu widerre einen ſozialdemokratiſchen Vortrag halten müſſe, was ihm jeden

falls nicht geſtattet werden würde. Die Einleitung in dem Artikel ſei
eine Abwehr gegen den „Bergboten“, der die Sozialdemokratie perma
nent angreife und in Beziehung auf dieſelbe die gröbſten Unwahr
heiten, verbreite; und wenn auf den Schlußpaſſus betreffs der Diners
ein Hauptgewicht a wird, ſo könne er, der Angeklagte beweiſen,daß bei ähnlichen Feſt ichkeiten, wie die im Artikel erwähnte, manch-

mal noch viel mehr konſumiert werde, als 200 Flaſchen Wein in
6 Gängen. Er brauche z. B. nur an die großen Bauernhochzeitenu erinnern, worüber on des öfteren in der geſamten Preſſe

chtet worden iſt. Senoſſe Jllge beantragte Freiſprechung.
Nach einer ziemlich geraumen Beratung verkündete der Gerichtshof
das Urteil, welches dahin lautete, daß der Angeklagte der öffentlichen
Beleidigung ſchuldig befunden und deshalb unter Auferlegung der
Koſten zu I Monat Gefängnis verurteilt worden iſt. Außerdem
ſei beſchloſſen worden, die vorhandenen Exemplare der Nr. 118 dieſes
Jahrgangs des „Volksblatt“ zu beſchlagnahmen und unbrauchbar zu
machen auch ſei dem Beleidigten innerhalb 4 Wochen nech Zuſtellung
des Urteils auf Koſten des Angeklagten Publikationsbefugnis in der
Eislebener Zeitung“, im „Eislebener Tageblatt“, in der „Saale-

Zeitung und im „Volksblatt“ zugeſprochen worden. Jn der Be
ndung des Urteils wurde angeführt, daß der Artikel nur geſchriebendie Spite der Schachtverwaltung bloßzuſtellen, indem geſagt ſei, daß

die Verwaltung ihre Arbeiter ungehörig behandelt und ſie im Gegen
ſatze hierzu ein reines Schlaraffenleben führe. Es liege alſo in der
Tendenz des Auikels, die Arbeiter gegen die vorgeſetzte Verwaltung
aufzuhetzen. Der Gerichtshof habe mit Rückſicht auf die Vorſtrafen
des Angeklagten, der wegen Preßvergehens nicht nur mit Geldfſtrafe,
ſondern auch ſchon zu Freiheitsſtrafen verurteilt worden ſei, auf eine
Freiheitsſtrafe er kannt. Gegen das Urteil wird Reviſion eingelegt werden.

Wegen Majeſtätsbeleidigung ſtanden in heutiger Sitzung zwei Ter-
mine an die beide unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit verhandelt
wurden. Zuerſt erſchien der 680 jährige Schneidermeiſter Heinrich
Mundt aus Dölau geb. zu Friedrichslohen, bisher nicht beſtraft.
Derſelbe wurde zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt, worüber er ſehr
aufgeregt und nach der Verhandlung mit Hilfe des Gerichtsdieners
aus dem Saal entfernt wurde. Die Beleidigung des Kaiſers ſollte
im Februar geſprächsweiſe in einem Gaſthauſe in Dölau gefallen ſein,
als mehrere Perſonen geäußert hatten „Wenn wir früh aufſtehen,
dann zerbricht ſich der Kaiſer ſchon den Kopf. Hierauf hatte der
Angeklagte wiederholt Ausdrücke gebraucht, welche die Beleidigung ent

lten ſollten. Nach dem Urteil iſt des Angeklagten damalige Trunken
t und ſeine bisherige Unbeſcholtenheit als mildernd berückſichtigt

worden, die Beleidigung ſei aber eine erhebliche geweſen, weshalb wie
geſchehen erkannt. Die zweite Majeſtätsbeleidigungsſache endete
mit Freiſprechung des angeklagten Schuhmachermeiſters Karl Jennert,
50 Jahre alt. Derſelbe hatte nämlich geſagt, wie nach Wiederher
ſtellung der Oeffentlichkeit verkündet wurde, der Kaiſer ſei Sozialdemo-
krat. Es wurde aber angenommen, daß der Angeklagte dieſe Aeuße
rung nur gebraucht habe, um ſich den Angriffen eines Schuhmachers
Fund, der den Angeklagten zu beläſtigen ſuchte, zu entledigen.

Gardimen, Bettdecken, Rouleauxstoſffe
V sehr billige feste Preise.

ößte AuswahlPelzwaroe a zu veleunt bigen feſten Preiſen.
Gewerbegericht vom 14. November. Der Glaſer Köſtner, welcher

vom Glaſermeiſter Trabert als Gehilfe angenommen, aber nicht that
ſächlich eingeſtellt worden war, hatte des gegen dieſen Klage er
hoben auf lung eines 14 tägigen Lohnes von 86 M. BVerk
wollte ſeine Handlungsweiſe damit rechtfertigen, daß er nach 8 133
der Gewerbeordnung nicht verpflichtet geweſen ſei, den Kläger zu be
ſchäftigen, da ſelbiger ſein früheres Arbeitsverhältnis nicht ordnun
emäß gelöſt habe. Kläger war aber im Kande, durch ein vorgelSan das Gegenteil zu beweiſen. Dann wollte Verklagter

läger ein zweites Mal zum Antritt der Arbeit aufgefordert haben,
wozu dieſer aber in anbetracht der einmal vorliegenden Stellungnahme
des Arbeitgebers nicht verpflichtet war. Die Parteien ſchloſſen einen
Vergleich, nach welchem der Verklagte an den Kläger 27.50 M. zahlt,
was ſofort an Gerichtsſtelle geſchah. Gegen die AktienBierbrauerei
hatte der Brauer Beer, der mit einem monatlichen Gehalt von 84 M.
in derſelben beſchäftigt war, wegen kündigungsloſer tlaſſung auf
Zahlung von 42 M. Klage erhoben Es wurde ſeitens des Vertreters
der Brauerei, Herrn Direktor Schneider ausgeführt, daß Kläger auf
Grund einer Fabrik Ordnung, in welcher die Kündigung ausgeſchloſſen
iſt, entlaſſen wurde. Allerdings iſt dieſe Fabrik Ordnung inſofern
nicht maßgebend, als dieſelbe nicht direkt zur Kenntnis des Klägers
ebracht, ſondern nur ausgehängt wurde; doch wurde, da Kläger vom
ermin ferngeblieben war, durch Verſäumnisurteil auf ubweiſung des

ſelben erkannt Jn der Sache des Schuhmacher Gigner wider
Schuhmachermeiſter Vollmer wurde Kläger ebenfalls durch Verſäumnis-
urteil abgewieſen, da derſelbe zum Termin nicht erſchienen war.

Entſcheidungen des Reichsgerichts.
(Nachdruck verboten.)

Leipzig, 7. November. (Vom Jmpfgefetz.) Wegen Aufforde-
rung zum Ungehorſam gegen die Geſetze iſt der Redakteur des
„Gothaer Tageblattes“, Herr Max Ernſt Sonnemann, auf Grund
des S 110 des St.-G.-B. vom Landgerichte Gera am 27. Juni d. J.
zu 50 M. Geldſtrafe verurteilt worden. Als Vorſitzender des Jmpf

egner Vereins zu Gera hatte er ein See unter dem Titel „Wie
chützen wir unſere Kinder gegen die Jmpfſchädigungen verfaßt und
dasſelbe als Beilage des „Geraer Tageblattes“, der „Geraiſchen Zei-
tung“ und der „Reußiſchen Tribüne“ verbreiten laſſen. Jn dieſem
Flugblatte wird u. a. geſagt, vermögende Leute könnten ihre Kinder
durch Geldſtrafen loskaufen, unvermögende ſeien auf andere D. an
gewieſen. Einmal könnten ſie ſich ärztliche Zeugniſſe beſchaffen, dahin
gehend, daß das Kind ohne Gefahr für Leben und r nicht
geimpft werden könne Zeugniſſe, die jeder impfgegneriſche Arzt
mit gutem Gewiſſen wohl auch ohne Beſichtigung des Kindes aus
ſtellen könne. Als weitere Möglichkeit, der Jmp ar zu ent
gehen, biete ſich das ſofortige Ausſaugen der Lymphe aus der Wunde
dar. Das Landgericht iſt nun der Meinung, daß Herr Sonnemann
die Leſer des Flugblattes, auf deren Willen und Entſchließungen er
dadurch einzuwirken ſuche, zu einem ſolchen Verhalten den Anforde
rungen des Jmpfgeſetzes gegenüber auffordere und damit durch Ver
breitung von Schriften zum Ungehorſam gegen das Jmpfgeſetz auf-
fordere, denn dieſes ſchreibe vor, daß jedes Kind von gewiſſen
Ausnahmen abgeſehen mit den Schutzpocken verſehen werden ſolle
und bedrohe Eltern, die ihre Kinder der Jmpfung entziehen, mit
Geld und Haftſtrafen, es übe auch auf die Eltern einen Zwang aus,
indem es das Nichtimpfenlaſſen unter Strafe ſtelle. Dieſe Abſicht des
Geſetzes wolle der Angeklagte vereiteln, indem er ſeine Leſer ermahne,
in einer den Zweck des Geſetzes vereitelnden Weiſe ſich zu verhalten.
Herr Sonnemann hatte zunächſt behauptet, er habe in dem Flugblatte

keine Aufforderung erlaſſen, ſondern nur Ratſchläge erteilt. So
ann hatte er geſagt, das Jmpfgeſetz ſei gar kein Zwangsgeſetz, da

im Reichstage betont worden ſei, es müſſe denjenigen Eltern, die die
Jmpfung für ſchädlich hielten, Gelegenheit gegeben werden, ſich durch
Strafen loszukaufen, ſodaß es alſo, wie der Verteidiger meinte, in
die Wahl der Staatsbürger geſtellt ſei, ihre Kinder impfen zu laſſen
oder nicht. Demnach habe der Angeklagte nur zu etwas Erlaubtem
aufgefordert. Das Landgericht erachtete jedoch dieſe Einwendungen
für hinfällig und ſagte im Urteil weiter Jedermann ſoll nach dem
Jwrtgelepe geimpft werden. Durch das Ausſaugen der Lymphe wird

e z auch illuſoriſch gemacht. Denn das Geſetz will, daß die
Lymphe den Blutſtrom des ganzen Körpers durchdringe und den
Körper immun gegen die Pocken mache. Wer ſo handelt, wie zu
handeln der Angeklagte auffordert, der umgeht das Geſetz, und wer
zu dieſer Umgehung auffordert, der fordert zum Ungehorſam gegen
das Geſetz auf. Der Angeklagte hat behauptet, er habe das Jmpf
geſetz nicht für ein Zwangsgeſetz gehalten. Aber eine ſolche Unkennt
nis hat bei ihm nach Anſicht des Gerichtes nicht obgewaltet es kann
ſich nur um die Frage handeln, ob der Angeklagte gewußt hat, daß
jedermann geimpft werden ſoll und daß derjenige beſtraft werden ſoll,
der ſeine Kinder nicht impfen läßt. Gegen dieſes Urteil hatte Herr

Ph. Liebenthal Co.

e

V e ren er

—-----mm---Sonnemann Reviſion eingelegt, welche Montag vor dem dritten Straf
ſenate des Reichsgerichtes zur Verhandlung kam. Der Verteidiger,
Herr Rechtsanwalt Martini von hier, begründete das Rechtsmittel im
weſentlichen wie folgt Es iſt zu ſcheiden zwiſchen Zwangsgeſetzen und
ſacer ie ſich dabei beruhigen, wenn das Vorgeſchriebene nicht ge
chieht. Zu erſteren gehören die Beſtimmungen über den Militär und
Schul Zwang. Wer ſich dem Zwange entzieht, wird nicht nur be
ſtraft, ſondern der S wird auch durchgeführt. Jn dieſem Sinne
iſt das n Zwangsgeſetz, denn es u nicht ausdrüg-
lich auf Erfüllung des Gebotes. Nach der urſprünglichen Regierungs
vorlage war allerdings eine nötigenfalls zwangsweiſe Jmpfung vor
eſehen dieſe iſt aber nicht angenommen worden. Die
trafe, welche angedroht iſt, erſcheint als eine ſehr milde, und daz

Geſetz ſcheint anzunehmen, daß eine einmalige Beſtrafung genügt. Der
s 14 des Geſetzes ſpricht von Eltern 2r., deren Kinder der Jmpfung
entzogen geblieben ſind; dieſes deutet offenbar auf einen dauernden

and hin, welcher nur einmal zur Strafe en werden kann.
as Geſetz könnte unter Umſtänden ſonſt zu rei führen.

Wenn B. ein erwachſener Zögling einer Anſtalt, ein Student c
ſich nicht impfen laſſen will, ſo würde nach einer gewiſſen Auslegung
der Vater beſtraft werden. Der Vater iſt aber garnicht in der Lage,
die Jmpfung durchzuführen, wenn er ſich nicht einer ſtrafbaren Nötj-
gung gegen ſeinen Sohn ſchuldig machen will. Das Geſetz iſt alſo ſo
aufzufaſſen, daß es die Wahl läßt zwiſchen Jmpfung und Nicht
e mit anderen Worten: durch die Strafe iſt dem Geſetze gerade
ſo Genüge geſchehen wie durch die Jmpfung ſelbſt. Es iſt eine be
kannte Thatſache, daß zur Zeit der Beratung des Jmpfgeſetzes die

rage der Jmpfung gerade wie heutzutage eine ſehr umſtrittene war.
Deshalb mußte man eine Anordnung im Geſetze treffen, die auch den
jenigen Eltern wenigſtens einigermaßen gerecht wurde, die ihre Kinder
nicht m der Gefährdung, dem de und Siechtum ausſetzen
wollen. Der Angeklagte hat nur auf die Thatſache hingewieſen, daß
man bei der Beratung des Geſetzes im Reichstage von Loekaufen ge
ſprochen hat, von einer Aufforderung iſt in dem Flugblatt gar keine
Rede. Nachdem der Herr Verteidiger dann noch über die drei oben
erwähnten Stellen des Flugblattes geſprochen, bemerkte er noch: Jm
ganzen Geſetze befindet ſich keine Stelle, wo geſagt wäre, es ſolle ver
langt werden, daß die Lymphe den ganzen Blutſtrom des Körpers
durchdringe. Wenn es ſich darum handelt, das durch die Jmpfung
krank gemachte Kind durch das Ausſaugen der Lymphe vor weiteren
Schäden zu bewahren, ſo ſtand der Angeklagte als er hierauf verwies,
vollkommen auf dem Boden des Geſetzes. Denn da das Ausſaugen
oder ſonſtige Enfernen der Lymphe nicht unter Strafe geſtellt iſt, ſo
muß es erlaubt ſein. Der Vertreter ver Reichsanwaltſchaft, Herr
erſter Staatsanwalt Heinemann, nahm einen völlig entgegengeſetzten
Standpunkt ein. Die Annahme, daß das Jmpfgeſetz kein Zwangs-
geſetz ſei, ſo führte er aus, iſt nicht haltbar Es giebt wohl faſt kein
Strafgeſetz in einem Kulturlande, welches einen direkten Zwang aus
übte. Das Strafgeſetzbuch ſelbſt erzwingt auch nie etwas, es verbietet
nur und beſtraft, wenn das Verbot übertreten wird; verhindern kann
es z. B. das Stehlen u. ſ. w. nicht. Der Zwang wird nur durch
die angedrohte Strafe ausgeübt. Ebenſo iſt es beim Jmpfgeſetze. Die
Unterſcheidung, ob 8anseseſeg oder nicht, wie ſie die Verteidigung
macht, iſt alſo ganz haltlos. Schul und Militärzwang paſſen hier
nicht als Beiſpiele. Beim Schulzwang
aber nicht gegen ihn, ſondern gegen das Kind wird der Zwang aus-
geübt. Ein Militärpflichtling kann zwar feſtgenommen und beſtraft,
auch in die Truppe geſteckt werden, aber zum Marſchieren u. ſ. w.
kann er, falls er nicht will, nicht gezwungen werden. Selbſt wenn
dem Angeklagten zu gute gehalten würde, daß er geglaubt hat, das
Jmpfgeſetz ſei kein Zwangsgeſetz, ſo würde dies ein Jrrtum über das
Strafge'ſetz ſein, der nicht vor Strafe ſchützt. Der Herr Redner er
achtete im übrigen alle Thatbeſtandsmomente der Anklage für er
wieſen. Er ſtreifte auch die Frage, ob nicht eine allerdings viel
leicht erfolglos gebliebene Aufforderung zur Begehung einer ſtraf
baren Handlung 111 des Str. G.-B) durch den Angeklagten be
W ſei und beantragte dann die Verwerfung der Reviſion.

er Herr Verteidiger meinte ſodann noch, daß man das Jmpfgeſetz
nicht mit dem S vergleichen könne, da das letztere nur
Verbote enthalte. polemiſierte ſodann noch gegen einzelne Aus-
führungen des Herrn Vertreters der Reichsanwaltſchaft und betonte
noch, es ſei nicht feſtgeſtellt, daß der Angeklagte etwa die Abſicht ge
habt habe, jemanden zu beſtimmen, ſich falſche Zeugniſſe zu beſchaffen,
welche vor der Jmpfung ſchützen. Das Reichsge-richt erkannte hier
nach auf Verwerfung der Reviſion mit der Begründung, daß Jmpf
geſetz ſei ein Verbotsgeſetz und der Angeklagte habe zum Ungehorſam
gegen dasſelbe aufgefordert.

Leipzigerstrasse 103.

Emaillierte
F. Stahlblech Kochgeſchirre S

eſtanzt unter Garantie für Haltbarkeit,re aus einem Stück
ſowie ſämtliche

Haus und
verkaufen billiger als jede Konkurrenz

Fuchs Grünbaum,
Küchengeräte

Feueranzünder
2 Packete 25 Pf. empfiehlt

Georg Zeising

I. Sorte 4 Pfund 45
I. Sorte 5/, Pfund 50

empfiehlt Otto ämel, Harz 34.

Rosſimemgroße Alrichſtraße 26, vis-à-vis dem goldenen Schiffchen.
per Pfund 15

gebr. Weizen und Gerſte
per Pfund 20

A. Trautw ein
große Ulrichſtraße 30.

Spottvilli e
Kleiderſchr ke, Stück 4——6 Sophasvon 6 Neue Bettſtellen u. Matratzen

Trhhorſtraße 36.
Fuhren jeder Art, wie Aſchen und

Rollfuhren für Möbel Transport werden
angenommen

R. Riegel,
Streiberſtraße 22.

Daſelbſt werden auch Briketts geliefert
in Fuhren und Zentnern.

Heinrich Oertel
Klempnermeiſter

n Keinreiner's ſaſz-Kaffes. fadrſron üncheg,
2

Wien Basel--NMellanä--Dijon, Filialen ia Berlin ind Paris

34 Geſeteatrasse
empfiehlt ſein Lager in Hänge,

Tiſch u. Wandlampen.
Dochte, Zylinder und Petrv
leum in nur beſten Sorten.

S Sämtliche Parteiſchriften
Die Volksbuchhandlung, Bölbergaſſe.hund zu eziehen dung

Vogelbauer in größter Auswahl.

Hob elbank Shaleleeſiderſtr. 42.

große Ulrichſtr. 62, am Kleinſchmieden. Jn ausführlichen Erläuterungen zum preußiſchen Vereinsgeſetz vom 11. März 1860
Großes kräftiges Schwarzbrot, und einer Ueberſicht des Vereins und n nach den reichsgeſezzlichen

in der Faſſung der Novelle vom 10. April 1892.

Durch die Volksbuchhandlung, vaue a. S. gr. Ulrichſtraße 17,
Eingang BVölbergaſſe, iſt zu beziehen:

Vereins und Verſammlungsrecht
in Deutſchland.

und landesrechtlichen Vorſchriften.
Preis elegant broſchiert 2.50 Mark. Geb. Z3 Mark.

Krankenverſig erungs--Heſetz
vom 15. Juni 1883

Preis 1.20 Mark.

Geſetz, betreffend die Gewerbe Gerichte.
Vom 29. 1 1890.

Preis 50 Pf.

Gewerbe Ordnung für das Deutſche Reich

in der Faſſung des e
durch die Geſetze vom 8. Dezember 1884, 23. April 1886, 6. Juli 1887 und 1. Jun

vom 21. Juni 1869
es vom 1. Juli 1883 und unter Berückſichtigung de

1891 eingeführten Aenderungen.
reis 1 Mark.

Verfaſſung des Deutſchen Reiches
ne

Wahlgeſetz für den und Wahlreglement.
Preis 30 Pf.

Jnvaliditäts- und Altersverſicherung
von 23. Juni 1889.

Text Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter von Woedtke.
Preis 3 Mark.

Katechismns des Anfallverſichernngsgeſehes.
Von C. R. Chriſt und Steffers.

Preis 1 Mark.
F Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß, Halle. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.), Halle.
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